
Freundliche Unvereinbarkeit 
Lucas Reiner, Reinhard Pfriem und 
Hans-Dieter Westhoff (Hrsg.), Arbei-
ten am Widerspruch – Friedrich En-
gels zum 200. Geburtstag. Metropolis 
Verlag, Marburg 2020, 596 Seiten, 
48,- Euro. 
Zum umfangreichen Programm der 
Stadt Wuppertal anlässlich des 200. 
Geburtstags von Friedrich Engels ge-
hört auch ein Sammelband mit 20 
Beiträgen und einem Geleitwort des 
Kulturdezernenten Matthias Nocke. 
Der lokale Bezug einer-, die überregi-
onale Auswahl der Themen und Au-
tor(inn)en andererseits führt zu einer 
großen Spannbreite. In ihrer Einlei-
tung nennen die drei Herausgeber das 
Ziel ihrer Bemühung: Es sollte ein 
Buch werden, „das dem Wirken und 
dem Werk von Friedrich Engels nach-
spürt und nachfragt, was dieser 
Mensch uns heute noch zu sagen hat 
und warum es heute noch bzw. wieder 
erst recht sinnvoll ist, sich damit zu 
beschäftigen.“ (13) Professionelle 
Marx-Engels-Forscher(innen) sind ei-
ne Minderheit unter den Verfas-
ser(inne)n. Hoch ist dagegen der An-
teil von Praktiker(inne)n: Volks- und 
Betriebswirt(inn)en, Genossenschafts-
spezialist(inn)en, Raumplaner(innen) 
und – besonders – in der Umweltpoli-
tik Engagierten. Diese Schwerpunkt-
bildung zeigt sich auch in den Profilen 
der Herausgeber: Rainer Lucas ist In-
dustriekaufmann und Diplomökonom, 
leitete von 1990 bis 2000 das Wup-
pertaler Regionalbüro des Instituts für 
ökologische Wirtschaftsforschung 
(IÖW) und arbeitete bis 2018 als Pro-
jektleiter im Wuppertal Institut für 
Klima, Umwelt, Energie. Reinhard 
Pfriem war Initiator und geschäftsfüh-
render Gesellschafter des IÖW und 

1994-2017 Professor für allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre und betrieb-
liche Umweltpolitik an der Carl von 
Ossietzky-Universität Oldenburg. 
Hans-Dieter Westhoff, zunächst Mar-
keting-Fachmann für bergische Fir-
men, ist selbständiger Unternehmens-
berater, Verleger, Fachjournalist und 
zusammen mit Rainer Lucas Kurator 
für das Engels-Festjahr 2020. 
Die Aufsatzsammlung ist in vier Ab-
schnitte gegliedert: „1. Leben, Suchen, 
Emanzipieren“, „2. Weltanschauung, 
Religion, Materialismus“, „3. Arbeiten, 
Leben, Geschlechterverhältnisse“, „4. 
Wissenschaft, Utopie, Zukunft“. 
Genaueres als aus diesen Überschrif-
ten erfährt man, wenn man sich den 
aktuellen Problemen zuwendet, von 
denen die meisten Aufsätze ausgehen: 
zuvörderst die Umweltkrise, dann 
Wohnungspolitik, Geschlechterver-
hältnisse (die als einzige in der Groß-
gliederung genannt werden), die Do-
minanz marktradikaler („neolibera-
ler“) Wirtschaftspolitik und -theorie, 
die Wahrnehmung einer gesamtge-
sellschaftlichen Umbruchssituation, 
das Vordringen modernefeindlicher 
Massenbewegungen. 
Hierzu werden nun Anschlüsse zu 
einzelnen Schriften von Engels ge-
sucht. Als solche bieten sich an: die 
„Briefe aus dem Wuppertal“ (1839-
1841), die „Umrisse zu einer Kritik 
der Nationalökonomie“ (1844), „Die 
Lage der arbeitenden Klasse in Eng-
land“ (1845), „Zur Wohnungsfrage“ 
(1872/1873), „Dialektik der Natur“ 
(1873-1883; 1885/1886), „Herrn Eu-
gen Dührings Umwälzung der Wis-
senschaft“ (1877/1878), „Die Ent-
wicklung des Sozialismus von der 
Utopie zur Wissenschaft“ (französisch 
1880, deutsch 1882), „Der Ursprung 
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der Familie, des Eigentums und des 
Staats“ (1884). 
Ein Gegenwartsproblem, von dem aus 
Bezüge zu Engels hergestellt werden 
könnten, fehlt: Geopolitische Konflik-
te, Kriege und Kriegsgefahr. Der Autor 
Ulrich Klan berichtet etwas von „Mili-
tärbegeisterung“ des Jubilars, die er 
„naiv und gefährlich“ findet. In der 
Schrift „Kann Europa abrüsten?“ 
(1893) liest er lediglich eine Anleitung 
zum „Exerzierunterricht“ an Schulen 
(548). Hier fehlt Kenntnis anderer 
Schriften und der Briefe des späten 
Engels, in denen er den Rüstungswett-
lauf seit den achtziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts analysiert und vor einem 
Weltkrieg warnt. Die Verbindung zwi-
schen der Empfehlung für das Mi-
lizsystem in „Kann Europa abrüsten?“ 
und der Friedenspolitik hätte Klan im 
schon 1887 verfassten „Brief an das 
Organisationskomitee des internationa-
len Festes in Paris“ (MEW 21, S. 
344/345) finden können. 
Das zentrale Thema des Denkens und 
Handelns von Engels: die Revolution 
(= ihre Theorie und die auf dessen 
Umsetzung orientierte Politik) wird in 
den in diesem Buch versammelten 
Aufsätzen zwar immer wieder zur 
Kenntnis genommen, gilt aber entwe-
der als überholt oder zumindest aktuell 
bedeutungslos. Dies erfolgt oft eher 
stillschweigend, hin und wieder aber 
auch explizit. Peter Hennicke, der 
ehemalige Präsident des Wuppertal 
Instituts, schreibt: „In der früher heiß 
umstrittenen Frage ‚Revolution oder 
Reform‘ hat sich das 21. Jahrhundert 
wohl am deutlichsten vom histori-
schen Kontext und den Zukunftsvisi-
onen von Marx und Engels entfernt. 
Sie ist womöglich heute nur noch eine 
politikwissenschaftlich interessante 

Nebenfrage.“ (492) Hinzuzufügen wä-
re: noch nicht einmal das. Damit ist 
aber kein konkreter Bezug zwischen 
diesem Buch und dem, was für Engels 
das Allerwichtigste war, herzustellen, 
und es bleiben stattdessen Einzelthe-
men, die er behandelte und die auch 
einige Autoren des Bandes gleicher-
maßen interessieren. Da es sich um 
einen Geburtstagsband handelt, ist die 
ex- oder implizite Feststellung der 
Unvereinbarkeit von historischen und 
aktuellen Positionen freundlich. 
Der Genossenschaftstheoretiker und -
praktiker Burghard Flieger überprüft 
Engelsʼ Schrift zur Wohnungsfrage 
daraufhin, „inwieweit diese sich nut-
zen lässt, Anstöße für zukunftsfähige 
wohnungsgenossenschaftliche Kon-
zepte zu finden“ (335). Das führt ihn 
zur Erörterung von Konzeptionen, da-
runter des Proudhonisten Mülberger 
und bürgerlicher Reformer, die von 
Engels damals kritisiert wurden, weil 
sie nicht über den Kapitalismus hin-
ausführten und die Wohnungsfrage 
erst in einer sozialistischen Gesell-
schaft gelöst werden könne. Auch hier 
steht die Berufung auf eine proletari-
sche Revolution gleichsam als Hin-
dernis vor der Behebung von Gegen-
wartsproblemen: „Vor diesem Anlie-
gen von Engels erweist es sich als 
schwierig, positive Ansätze aus seinen 
Aussagen für eine zukünftige Gestal-
tung von Wohnungsbaugenossen-
schaften herauszuarbeiten.“ (351)  
Susanne Schunter-Kleemann schlägt 
unter der Überschrift „Religiöser 
Wahn“ einen Bogen von den „Briefen 
aus dem Wuppertal“, in denen pietis-
tische Borniertheit diskutiert wird, zu 
den evangelikalen Unterstützer(inne)n 
Trumps. (163-190) Noch aktueller 
könnte der Versuch sein, historische 
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Analogien zu heutigen Bewegungen 
zu finden, die häufig als „rechtspopu-
listisch“ bezeichnet werden. Er wird 
in diesem Buch nicht unternommen, 
obwohl in Engelsʼ Auseinanderset-
zung mit dem Boulangismus sich et-
was finden ließe.  
Wenn Revolution ausgeschlossen wer-
den muss und – wie dies bei den Au-
tor(inn)en dieses Bandes der Fall ist – 
Konservatismus abgelehnt wird, bleibt 
der Weg konsequenter Reform, der 
hier auf immer neuen Feldern, insbe-
sondere in der Auseinandersetzung mit 
der Klimakrise sowie der Bewältigung 
aktueller gesellschaftlicher Umbrüche, 
gesucht wird. Erweisen sich die ge-
genwärtigen Machtverhältnisse als vor 
der Hand unüberwindliche Hindernis-
se, wird von Reinhard Pfriem folgende 
Forderung erhoben: „Der Begriff der 
(realen) Utopie ist unbedingt zu rehabi-
litieren.“ (572) Das kann zugleich als 
Umkehrung des Kurses gelesen wer-
den, den die beiden Begründer des His-
torischen Materialismus in den vierzi-
ger Jahren des 19. Jahrhunderts einge-
schlagen hatten. 
Adelheid Biesecker, Frigga Haug und 
Uta von Winterfeld gehen in einem 
brieflichen Gedankenaustausch, den 
sie zu dem Band beisteuern, über En-
gelsʼ These, dass der Übergang zur 
auf Ungleichheit begründeten Zivili-
sation „die weltgeschichtliche Nieder-
lage des weiblichen Geschlechts“ 
brachte, hinaus: „Einig sind wir uns in 
unserer Kritik, dass Friedrich Engels 
gerade beim weiblichen Geschlecht 
mit der Dialektik sozusagen aufhört 
und es stattdessen von einem fernen 
Zeitpunkt an in die Geschichtslosig-
keit verbannt. So haben nur Gesell-
schaft und Natur eine Geschichte.“ 
(436) Unbeachtet bleibe der aktive 

Anteil der Frauen im Prozess der Un-
terdrückung und Emanzipation. 
Der Beitrag von Biesecker, Haug und 
v. Winterfeld gehört zu der – über den 
Band verstreuten – Gruppe von Arti-
keln, die explizite Kritik an Engels 
üben. Heinz D. Kurz verteidigt David 
Ricardo gegen die „Umrisse zu einer 
Kritik der Nationalökonomie“. (65-
120) Er folgt der Aktualisierungsvor-
gabe des Bandes eher auf einem Um-
weg: In der Rezeption von Piero Sraf-
fa wurde der Neoricardianismus zu 
einer Kritik an der heute dominieren-
den Neoklassik bei gleichzeitiger Ab-
grenzung von Marx und Engels. 
Einige Beiträge brechen aus dem 
Vorhaben, es sei zu prüfen, was von 
Engelsʼ Werk heute noch brauchbar 
sei, von vornherein insofern aus, als 
sie ihn in ihren Detailstudien im 19. 
Jahrhundert belassen: 
Immer wieder wurde behauptet, dass 
Marx den Reichtum seiner über die 
Ökonomie hinausreichenden Gedan-
ken unter dem Einfluss des Freundes 
verengt habe. Michael Brie weist da-
rauf hin, dass nicht nur dieser ein sol-
ches Opfer brachte: „Mit der Über-
siedlung von Engels nach Brüssel im 
April 1845 endet das Nebeneinander 
zwei[er] großer Solisten und das ‚Je-
der-Für-Sich‘ […]. Es endete damit 
auch die große Offenheit, die Engels 
bis dahin auszeichnete, das Nebenei-
nander verschiedener Erklärungsan-
sätze und strategischer Orientierun-
gen, das unabhängige Experimentie-
ren und eigenständige fragende Su-
chen.“ (59) So gesehen hätte der Mar-
xismus Marx und Engels nicht gutge-
tan – zu unserem Nutzen. 
Werner Plumpe zeichnet detailliert 
Engelsʼ Weg vom „Supernaturalisten 
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zum Kommunisten“ zwischen 1839 
und 1844 nach. (213-248) 
Die Frage nach der gegenwärtigen 
Bedeutung einer historischen Figur 
trägt das Verfallsdatum der Ergebnis-
se schon in sich: mit Ablauf der Jetzt-
zeit verschwindet der Maßstab. So 
könnte es sein, dass die konsequent 
historisierenden Beiträge dieses Ban-
des eine größere Chance haben, auch 
von künftigen Generationen noch zur 
Kenntnis genommen zu werden, als 
die auf das Heute bezogenen. 

Georg Fülberth 
 
Friedrich Engels als Begrün-
der des „Marxismus“? 
Michael Krätke (Hrsg.), Friedrich 
Engels oder: Wie ein Cotton-Lord den 
Marxismus erfand, Dietz Verlag, Ber-
lin 2020, 200 S., 12 Euro. 
„Traurig aber wahr: Unter Marxisten 
und solchen, die es werden wollen, hat 
das Engels-Bashing in jüngster Zeit 
Karriere gemacht. Seine Popularität 
verdankt dieser Sport auch der Tatsa-
che, dass der historische Engels nicht 
in jedes linke Weltbild passen will.“ 
(15) Diese Richtigstellung des Heraus-
gebers zum 200. Geburtstag Friedrich 
Engels ist überfällig. Michael Krätkes 
Argumentation ist so stimmig wie re-
levant. Was wegen der Miniaturkürze 
dieser Reihe dem Laien verschlossen 
bleibt, sind die Anfänge des Bashings 
als Part einer mehr als problematischen 
Rezeptionsgeschichte, die in ihren 
Konsequenzen noch viel verheerender 
war als das Bashing selbst. Vor allem 
betrifft das die vom Autor erwähnten 
linken Weltbilder. Denn gerade darum 
geht es, wenn von Ismen die Rede ist, 
auch um die Richtungskämpfe inner-

halb der sozialistischen Theorie und 
Bewegung, die es gar nicht geben dürf-
te, wenn dem Anspruch auf Wissen-
schaftlichkeit von Theorie und Praxis 
von allen Marxisten Genüge getan 
wird.  
„Marxismus“ als dialektisch materia-
listische Methode, die Komplexität der 
sozialgeschichtlichen Wirklichkeit zu 
erkennen, schließt Naturanschauung 
als theoretische Grundlage und Ge-
schichtsauffassung im Kontext mit der 
Korrektur des tradierten idealistischen 
Geschichtsbildes ein. Voraussetzung 
für die Richtigkeit dieser Denkmethode 
ist somit deren Universalität, also ihre 
Ableitung auch aus der naturwissen-
schaftlichen wie sozial- und kulturge-
schichtlichen Realität. Allein diese bis 
heute verkannte Tatsache, die Einheit 
von Natur und Gesellschaft in ihrer 
adäquaten Reflexion von Naturphilo-
sophie und Geschichtsauffassung, ver-
leiht dem Marx-Engels’schen Denken 
jene kosmische Dimension, die ihre 
Rezipienten, Vulgärmarxisten, Dogma-
tiker oder Gegner mit dem Begriff 
„Marxismus“ bezeichnet und zu einem 
neuen geschlossenen Welterklärungs-
system entstellt haben, anstatt diese 
philosophischen Schrullen ein für alle 
Mal zu überwinden. Dieser wichtige 
Gedanke durchzieht die Einleitung wie 
ein roter Faden. Krätke, der eher mit 
„Engelsismus“ sympathisiert, weist da-
rauf hin, dass es einen solchen nicht 
gibt, aber auch der Marx-Ismus logi-
scher Unsinn ist, selbst wenn Engels 
diesen Begriff auch einmal gebraucht 
hat und sogar bis zum Schluss selbst 
zweifelte, ob die Dialektik Teil der 
Bewegungsgesetze der Natur ist. Krät-
ke hat diese Thematik verdientermaßen 
aufgegriffen. Er beschreibt Engels als 
den ersten, der versuchte, der Mensch-
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heit dieses Problem klar zu machen.  
Nach ihrer gemeinsamen Selbstver-
ständigung in „Die deutsche Ideolo-
gie“ und ihrer ersten praktischen Be-
währung mit dem „Kommunistischen 
Manifest“ war es Engels, der seine 
und Marxens Erkenntnismethode auf 
die Ergebnisse der positiven Wissen-
schaften anwandte und damit Beispie-
le gab, die Geschichte systematisch 
umzuschreiben und Zeitgeschichte 
materialistisch zu erklären. Engels 
war es, so Krätke, der den Erfinder 
der Synthese von Materialismus und 
Dialektik, Karl Marx, den er, der 
„Cotton-Lord“, finanzierte, auf die 
Analyse der harten ökonomischen 
Tatsachen des Kapitalismus orientier-
te. Er konnte das, weil er als Fabri-
kantensohn das Wirtschaftsgefüge im 
am meisten industrialisierten Land der 
Erde, England, kritisch wahrnahm, 
sich wissensdurstig autodidaktisch 
weit über den kaufmännischen Be-
reich hinaus bildete und eine starke 
selbstbewusste Proletarierin des Mili-
eus liebte. Mit überzeugenden Argu-
menten würdigt der Autor den im 
Schatten des großen Marx stehenden 
Engels als ebenbürtig. Und mit gutem 
Grund würdigt er auch die zweiteilige 
Engels-Biografie von Gustav Mayer 
als bisher beste Engels-Biografie 
(1920/1930).  
Psychologisch treffend arbeitet er die 
wesentlichen sich ergänzenden Per-
sönlichkeitsmerkmale von Marx und 
Engels als gemeinsames Projektteam 
heraus und legitimiert auch alle Ver-
suche, dieses Duo als Doppelbiografie 
zu reflektieren. Er zitiert Selbstzeug-
nisse und belegt deren Gegensatz zu 
den Spiegelungen im orthodox-
marxistischen, leninistischen, stalinis-
tischen und neo-linken und ideolo-

gisch gegnerischen Lager, denen sie 
sich entziehen. Krätkes sechzigseiti-
ger biografischer Abriss ist die präzi-
seste Beschreibung der in Marx und 
Engels inkarnierten Synthese von Na-
tur und Gesellschaft mit sozialer Ar-
beit unter konkret historischen Ver-
hältnissen als ihre treibende Kraft. Im  
Arbeitsstil und in den Arbeitsbedin-
gungen der geistigen Väter dieser 
Weltsicht, die der Autor bildhaft cha-
rakterisiert, so auch in der Tatsache, 
dass die beiden allein den Grundstein 
gelegt, keinesfalls aber eine endgülti-
ge Wahrheit erfunden haben, sieht er 
die historischen Grenzen ihrer Er-
kenntnisfähigkeit, die sie auf Grund 
dessen gar nicht ausschöpfen konnten, 
Marx nicht wegen seiner chaotischen 
Arbeitsweise, Engels nicht, weil er die 
Bearbeitung der Marx-Skripten auf-
gebürdet bekam. Als Einführungsma-
terial in den Stoff ist diese Miniatur 
jedem Interessierten eine unverzicht-
bare, allen neuen epochalen Anforde-
rungen entsprechende Handreichung. 
Der Sachzwang eng beschränkter 
Textauswahl legte den Herausgeber 
auf die „Umrisse der Kritik der Natio-
nalökonomie“, auf den „Anti-
Dühring“ sowie auf den „Ludwig 
Feuerbach und den Ausgang der klas-
sischen deutschen Philosophie“, eine 
England-Studie, zwei Interviews, 
zwei Engels-Briefe und zwei Äuße-
rungen über ihn fest. Zweifellos ist 
die Auswahl dieser Arbeiten geeignet, 
die in seiner einleitenden biografi-
schen Skizze thematisierten inhaltli-
chen Aspekte des geistesgeschichtli-
chen Beitrages Engels‘ zu spiegeln. 
Engels‘ „Umrisse zu einer Kritik der 
Nationalökonomie“ als eine der „etli-
che[n] Perlen, die Marx wohl zu 
schätzen wusste“ (28) und im „Kapi-
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tal“ auslotete, wie die Wertkategorien, 
den Krisenzyklus, die Widerlegung 
des Malthusianismus, die Kapitalkon-
zentration, des Zusammenhanges von 
freier Konkurrenz und Monopol, die 
Abhängigkeit der Lohnarbeit von der 
Konjunktur des Arbeitsmarktes und 
die daraus resultierende soziale Arbei-
terbewegung durfte nicht fehlen. 
Krätke zufolge ging Engels in der Kri-
tik der politischen Ökonomie und der 
Sozialforschung voran und Marx war 
fair genug, dies anzuerkennen. Mit 
dieser Aussage setzte der Autor we-
sentlich neue Akzente einer Aufwer-
tung des Marx-Freundes als Theoreti-
ker. Die wohl wichtigsten Abschnitte, 
die den historischen Beitrag von 
Friedrich Engels zum gemeinsamen 
Gedankengebäude der beiden Freunde 
charakterisieren, sind die Hinweise 
auf dessen Verhältnis zu den Natur-
wissenschaften, seine Redaktionsar-
beit an den Bänden 2 und 3 des „Ka-
pitals“ sowie die weltanschauliche 
Grundlegung der sozialistischen Be-
wegung mit dem „Anti-Dühring“ und 
die in diesem Kontext notwendige 
Verneinung eines negativ verstande-
nen „Engelsismus“ (34-58).  
Demgegenüber erscheint die 
Textauswahl etwas zu kopflastig im 
Hinblick auf die Beispiele für die Me-
thodenanwendung im Ökonomiebe-
reich. Trotz des Feuerbach-Textes und 
der Auszüge aus dem „Anti-Dühring“ 
kommt Engels zusammenhängendes 
Denken von Kosmologie und Gesell-
schaft zu kurz. Engels „Einleitung zur 
Dialektik der Natur“ gingen zwar in 
den „Anti-Dühring“ ein, aber Krätke 
konzentriert sich hier „nur“ auf die 
materialistische Geschichtsauffas-
sung. Ihr Wert besteht aber vor allem 
in der konzentrierten Sicht auf die 

Kosmo-, Anthropo- und Soziogenese 
sowie in der Würdigung der Entde-
ckung der Geschichtlichkeit des Uni-
versums durch Kant als wesentliche 
Bestätigung des Entwicklungsgedan-
kens in der Natur. Das betrifft auch 
das Resümee, dass der menschliche 
Geist als höchste Form der Materie ihr 
unveräußerliches Attribut ist. Diese 
Aussage ist heute noch unübertroffen. 
Hinsichtlich der Geschichtsauffassung 
aber hat Marx in den „Grundrissen zur 
Kritik der Politischen Ökonomie“ im 
Abschnitt „Epochen ökonomischer 
Gesellschaftsformation“, der wegen 
seines schwer verständlichen stich-
punktartigen Charakters nie rezipiert 
wurde, mehr geleistet. Diesen Akzent 
unterbelichtet die Textauswahl.  
Und auch die Passage in Engels Tes-
tament „Einleitung zu Marxʼ ‚Klas-
senkämpfe in Frankreich‘“ von 1895 
mit der Korrektur beider Irrtum hin-
sichtlich ihrer verkürzten Revoluti-
onsperspektive seit 1848 und der Be-
tonung der Rolle des subjektiven Fak-
tors wäre passend gewesen, weil hier 
der Schnittpunkt zu einer Parteiauf-
fassung erkennbar wird, deren Be-
gründung Lenin zugesprochen, aber 
von Rosa Luxemburg verworfen wur-
de. Die Berücksichtigung dieser Ar-
beiten hätte nach Meinung des Rezen-
senten die Einführung stärker unter-
mauert, die auf letzteres indirekt sehr 
wohl Bezug nimmt. Dennoch sind 
diese kleinen Beanstandungen allein 
als ergänzender Kommentar, keines-
falls als Makel zu verstehen. Michael 
Krätkes Engels-Miniatur setzt ein 
neues Glanzzeichen in dieser Reihe. 

Hartmut Henicke 
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Neun Marxisten:  
Gruppenporträt mit Haken 
Christina Morina, Die Erfindung des 
Marxismus. Wie eine Idee die Welt 
eroberte, Siedler Verlag, München 
2017, 585 S., 25 Euro. 
Mit Karl Kautsky, Eduard Bernstein, 
Rosa Luxemburg, Victor Adler, Jean 
Jaurès, Jules Guesde, Georgi W. 
Plechanow, Wladimir I. Lenin und Peter 
B. Struve stehen neun Marxisten der 
ersten Stunde im Zentrum von Morinas 
Studie über die Anfänge des Marxis-
mus. Die Biographien bleiben auf ihre 
„Lebenswege bis ins mittlere Alter“ 
(10) beschränkt. Angesichts von Mori-
nas Fokus auf die Motive der neun Pro-
tagonisten für ihre jeweilige Hinwen-
dung zur sozialistischen Bewegung und 
zu Marx ist diese Beschränkung folge-
richtig. Im ersten Teil über die „Soziali-
sation“ werden einige Gemeinsamkeiten 
der betrachteten Personen dargelegt: die 
Förderung der höheren Schullaufbahn 
durch das Elternhaus, ihre Wertschät-
zung einzelner Lehrer oder der Schule 
als Ganzes, ihre enorme Belesenheit 
und Lesebegeisterung bezogen auf Wis-
senschaft und Literatur, ihre Sprachen-
kenntnisse, sowie der früh ausgeprägte 
Glaube an die Wirksamkeit des eigenen 
Handelns. Zudem verweist Morina auf 
den bemerkenswerten Einfluss der Müt-
ter von Kautsky, Jaurès und Plechanow, 
die ihren Söhnen eine sozialkritische 
Haltung (Kautsky), den Glauben an ei-
ne bessere Welt (Jaurès) oder einen 
ausgeprägten Gerechtigkeitssinn 
(Plechanow) vermittelten. Morinas 
Gruppenportrait mit Dame dringt da-
rauf, dass es sich bei den ausgewählten 
Personen nicht einfach um herausste-
chende Abbilder ihrer Zeit handelte, 
sondern um neun unterschiedliche Per-

sönlichkeiten, die sich zu ihrer Gegen-
wart verhielten und die aufgrund ihres 
aktiven Sich-Verhaltens zu Marxisten 
wurden. Aus diesem Grund zieht sie in 
ihrer Darstellung besonders frühe 
Selbstzeugnisse – wie Briefe, Schul-
aufsätze, Gedichte, Tagebücher und 
Zeichnungen – der neun Protagonisten 
heran.  
Der zweite Teil besteht aus neun 
Kurzbiographien, die sich den unter-
schiedlichen Wegen ihrer „Politisie-
rung“ widmen. Dass Guesde und 
Jaurès, Kautsky und Bernstein sowie 
Struve und Lenin jeweils zusammen 
in einem Kapitel behandelt werden, 
macht die Lektüre besonders reizvoll, 
handelt es sich dabei doch um die 
Paarung von über weite Strecken ihres 
Lebens erbitterten politischen Wider-
sachern. Wesentlicher Bestandteil ih-
rer Politisierung war die Lektüre der 
Schriften von Marx und Engels. Die 
„Aneignung der marx’schen Texte“ 
ist Morina zufolge ohne die „jeweili-
gen individualbiografischen Voraus-
setzungen und Kontexte nicht hinrei-
chend zu verstehen“ (61). Das Studium 
der marx’schen Texte wird der politi-
schen Praxis der Akteure weder voran- 
noch nachgestellt. Beides seien zeitlich 
parallellaufende Prozesse. Dement-
sprechend verwahrt sich Morina ve-
hement gegen die These von Konver-
sionserlebnissen oder Schlüsselmo-
mententscheidungen, auch dort, wo es 
sich um entsprechende Selbstaussagen 
handelt, egal ob diese auf ihre Marx-
Lektüre oder ein politisches Erlebnis 
zurückgeführt werden. Morina stellt 
diesen Erklärungen die Perspektive ei-
nes langsamen „Einrastens in eine 
marxistische Optik“ (213/221) entge-
gen. Die Übersetzung von Marx ins 
Französische oder Russische, die Wei-
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terentwicklung von Marxʼ Texten zu 
einer geschlossenen Weltanschauung 
oder die unmittelbare Propagierung 
seiner Ideen waren unterschiedliche 
Wege, die aber eines gemeinsam hat-
ten: Sie erforderten ein intensives Stu-
dium der marxistischen Texte. Somit 
unterschieden sich die „Schlüsselquali-
fikationen“, wie Morina leicht ironisch 
schreibt, eines „Sozialisten des späten 
19. Jahrhunderts“ von denen früherer 
Revolutionäre mit ihrer Haupttugend, 
dem „Kampfesmut“ (152). 
Neben den Marx-Lektüren ist das 
zweite große Thema der Biografien 
die emotionale Disposition der neun 
Protagonisten zur Welt. Das Nähe- 
bzw. Distanzverhältnis zu Arbeitern 
und Bauern, die Abneigung gegen-
über den Halbheiten bürgerlicher 
Wohltäter oder die Begeisterung für 
die moderne Wissenschaft als einer 
umfassenden Welterklärung sind nur 
einige der Themen, die von Morina 
behandelt werden. Exemplarisch seien 
ihre Schilderungen von Adlers Be-
findlichkeiten hier herangezogen, des-
sen „Engagement von Zweifeln und 
melancholischen Phasen begleitet 
war“ (228). Sie charakterisiert ihn als 
„einen außerordentlich emphatischen 
Grübler, der nach dem Ziel und Sinn 
seines universalen Mitleids sucht“ 
(229). Einen Menschen, bei dem sich 
„die Unsicherheit über die Aussichten 
des eigenen Lebensentwurfs mit dem 
Gefühl einer schicksalhaft-diffusen 
Jahrhundert-Sendung“ (228) verband. 
Solche und ähnliche Schilderungen 
lassen die neun Marxisten ausgespro-
chen lebendig erscheinen. Immer 
wieder wird der Zusammenhang der 
emotionalen Bedürfnisse und persön-
lichen Motive der Protagonisten mit 
einigen der Versprechungen des mar-

xistischen Programms erörtert. Das 
wird etwa an folgender Passage deut-
lich: „Adler gewann Marx (…) ein 
unwiderstehliches Verwirklichungs-
versprechen ab. Guesde, Plechanow 
und Bernstein zogen aus der Beschwö-
rung einer in den ‚Zuständen‘ gebore-
nen ‚Thatkraft‘ weltanschauliche Ord-
nung und Stringenz. Luxemburg (…) 
war des vermeintlich konsequenzlosen 
Mitleidens ebenso überdrüssig wie 
Kautsky oder Jaurès. Für Lenin, 
Struves Antagonist, spiegelte Marx je-
ne absolute Verachtung für das eigene 
gesellschaftliche Umfeld wider“ (300). 
Morinas individualbiographische Per-
spektive ist dort besonders stark, wo 
es ihr gelingt, zu zeigen, wie unter-
schiedlich die Weltsichten, Wahr-
nehmungen und Motive der neun 
Charaktere eigentlich waren. Gerade 
vor diesem Hintergrund ist es span-
nend, dass sie sich alle Karl Marx zu-
wandten und ihr Leben dem Aufbau 
der politischen Bewegung des Mar-
xismus widmeten. Und doch hat diese 
These auch einen Haken. Als über-
wiegend studierte und ohne Ausnah-
me sehr belesene und politisch inte-
ressierte Figuren waren allen neun 
auch andere Gesellschaftstheorien und 
Politikentwürfe als die von Marx be-
kannt. Es ließe sich mit gutem Recht 
auch die These vertreten, dass sich die 
Neun durch den „zwanglosen Zwang 
des besseren Arguments“ (Habermas) 
von Marxʼ Argumenten überzeugen 
ließen. Die Argumente von Marx tau-
chen aber bei Morina ebenso wenig 
auf wie eine genauere Ausführung 
prägnanter Argumente der neun Mar-
xisten. Lediglich „drei Kerngedan-
ken“ (411) der marxistischen Revolu-
tionstheorie werden im dritten Kapitel 
in aller Kürze behandelt. Der Nach-
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vollzug marxistischer Argumentati-
onsgänge durch den Leser wird nicht 
ermöglicht. Die marxistischen Argu-
mente verschwinden vollständig hin-
ter der Schilderung der Persönlichkei-
ten, ihren Befindlichkeiten und Welt-
bezügen. Es fehlt jede Möglichkeit 
nachzuprüfen, ob sich die facettenrei-
chen persönlichen Motive der neun 
Protagonisten auch auf den Begrün-
dungszusammenhang ihrer wissen-
schaftlich-politischen Werke auswirk-
ten. Als fatal erweist sich das, wenn 
Morina sich auf den letzten Seiten zu 
einer deutlichen Wertung ihrer mar-
xistischen Protagonisten aufschwingt. 
Luxemburg, Lenin und Guesde unter-
stellt sie dort recht explizit pathologi-
sche Züge. Ihr Engagement sei „mehr 
selbst- als weltbezogen, also stark 
subjektivistisch geprägt“ (486), und 
ihnen fehle „hinsichtlich der Konse-
quenzen, die aus der Mobilisierung 
kollektiver Emotionen erwachsen 
können, jegliches Unbehagen“ (487). 
Sie scheidet diese drei Marxisten da-
mit deutlich von den anderen sechs, 
ohne auf deren Argumente einzuge-
hen. Hier wäre mehr „theorieimma-
nente oder diskursgeschichtliche 
Marxismus-Forschung“ (12), von der 
sie in der Einleitung schreibt, dass sie 
darüber hinausgehen möchte, wün-
schenswert gewesen.  
Für alle, die sich auf der Suche nach 
Motiven für politisches Handeln im 
marxistischen Sinne befinden und 
ebenso für alle, die einen lebendigen 
Überblick über marxistische Persön-
lichkeiten suchen, ist das Buch eine 
echte Leseempfehlung. Wer sich von 
der Lektüre Aufklärung darüber ver-
spricht, was den Marxismus in Ab-
grenzung zu anderen wissenschaftli-
chen Theorien ausmacht und wie Marx 

und die Marxisten ihre Argumentation 
anlegten, sollte lieber zu anderen Wer-
ken greifen. Über das Leben und die 
Persönlichkeit einiger der bedeutends-
ten Marxisten erfährt man viel, über 
die im Titel angekündigte „Idee“ des 
Marxismus eher wenig. 

Julian Flores 
 

Kontroversen über den  
Arbeitswert 
Klaus Müller, Georg Quaas, Kontro-
versen über den Arbeitswert. Eine po-
lit-ökonomische Debatte. Verlag 
WeltTrends, Potsdam 2020, 222 Sei-
ten, 24,90 Euro. 
Was hat Karl Marx wirklich geschrie-
ben? Wie hat er es gemeint? Sind seine 
Aussagen in sich logisch und wider-
spruchsfrei? Sind sie wahr in dem Sin-
ne, dass sie die Wirklichkeit, ihr Wesen 
und dessen Erscheinung, adäquat wider-
spiegeln? Welche Wirklichkeit, welche 
ihrer Aspekte, die Wirklichkeit seiner 
Zeit oder auch die heutige? Über diese 
Fragen, und damit auch über die Ar-
beitswerttheorie und ihre Erweiterun-
gen, wird seit dem Erscheinen des „Ka-
pital“ erbittert gestritten. Dass die Ver-
teidiger des Kapitalismus seine Theo-
rien – mit denen er dessen ausbeuteri-
schen Charakter und historische Be-
grenztheit aufzeigen wollte – mehr oder 
weniger ablehnen, ist verständlich. 
Klasseninstinkt. Sie „beweisen“ ja auch 
seit „Seniors letzter Stunde“ von 1837 
bis heute mit professoraler „Exaktheit“, 
dass das Ende der Welt drohe, wenn 
Arbeiter höhere Löhne oder niedrigere 
Arbeitszeiten fordern. Geschenkt. Es 
streiten aber auch jene, die den weltan-
schaulichen Prämissen und gesell-
schaftspolitischen Zielen von Marx 
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prinzipiell folgen. Auch sie streiten seit 
mehr als 100 Jahren über die Antworten 
auf die oben gestellten Fragen. Warum? 
Wird einmal davon abgesehen, dass 
auch sich als marxistisch bezeichnende 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler persönliche Interessen, Eitel-
keiten und individuelle Macken haben, 
dass es begriffliche Missverständnisse 
und schiefe Übersetzungen gibt und 
gleiche Prämissen bei selbst minimaler 
Variation des Bedingungsgefüges 
durchaus unterschiedliche Folgerungen 
erlauben, ja, sogar manche Worte un-
terschiedliche Interpretationen zulas-
sen, so liegt die Antwort auf diese Fra-
ge in der Komplexität, Widersprüch-
lichkeit und Historizität des Gegen-
stands, um den es geht. Auch ein Ge-
nie, und Marx war unzweifelhaft ein 
Genie über seine Zeit hinaus, ist nicht 
in der Lage, ein vollständiges und wi-
derspruchsfreies Abbild dieser Wirk-
lichkeit, und sei es auch „nur“ die 
Ökonomik einer Epoche, zu liefern. 
War er „unmarxistisch“, als er mit 
Friedrich Engels das „Kommunistische 
Manifest“ verfasste, sich der politi-
schen Ökonomie aber gerade erst zu-
gewendet hatte und noch keine so gro-
ße Ahnung vom Doppelcharakter der 
warenproduzierenden Arbeit, vom 
Charakter der Arbeitskraft als Ware, 
von Mehrwert, Profit, Durchschnitts-
profit, dem Fall der Durchschnittspro-
fitrate und dem Geld hatte? Thomas 
Kuczynski, einer der besten Kenner 
von Marx‘ ökonomischen Schriften, 
kritisiert jene Marxexegeten, „die nach 
wie vor die drei Bücher des Kapitals 
als konsistentes, in sich geschlossenes 
Ganzes betrachten.“ Das würde ja be-
deuten, „dass Marx seit dem Abschluss 
des Hauptmanuskripts zum dritten 
Buch, also seit Dezember 1865, in sei-

ner Arbeitswerttheorie keinen Schritt 
vorangekommen war.“ 1 Marx selbst 
jedenfalls blieb bis an sein Lebensende 
skeptisch, wollte den Band I des „Ka-
pital“ umarbeiten und die weiteren 
Bände noch nicht fertigstellen. An Da-
nielson in Petersburg schrieb er 1879, 
er würde den zweiten Band des „Kapi-
tal“ solange nicht veröffentlichen, „ehe 
die augenblickliche industrielle Krise 
ihren Höhepunkt erreicht hat […] Man 
muss also den gegenwärtigen Verlauf 
beobachten, bis die Dinge ausgereift 
sind, dann erst kann man sie 'produktiv 
konsumieren', das heißt 'theoretisch'.“2 
Da geht es um den zweiten, und nicht 
etwa schon den dritten Band! Wie an-
hand seiner Arbeiten am Kapital-I-
Manuskript und dessen Auflagen so-
wie Übersetzungen nachverfolgt wer-
den kann, hätte er auch an den Bänden 
II, III und IV bis zum Termin der Ma-
nuskriptabgabe nicht nur stilistisch, 
sondern auch inhaltlich gearbeitet. So, 
wie die Bände heute vorliegen, hätte er 
sie jedenfalls nicht veröffentlicht.3 
Auch vor widersprüchlichen, miss- und 
unverständlichen Aussagen war Marx 
                                                        
1 Thomas Kuczynski, Marx‘ Arbeitswerttheo-

rie auf dem Prüfstand. Eine Inspektion des 
Prüfstandes. Rezension zu Nils Fröhlich: Die 
Aktualität der Arbeitswerttheorie. Marburg 
2009. In: Marx Engels Jahrbuch 2010, Ber-
lin 2011, S. 201. 

2 Marx an Nikolai Franzewitsch Danielson am 
10. April 1879. In: MEW 34, S. 370f. 

3  Daraus zu folgern, sein Herausgeber Fried-
rich Engels hätte ihn verfälscht, ist natürlich 
abwegig. Marx hatte ihn zu seinem „literari-
schen Exekutoren“ (Friedrich Engels: Zum 
Tode von Karl Marx. MEW 19. S. 343) be-
stimmt und Engels hat diese Aufgabe im 
Geiste von Marx nach bestem Wissen und 
Gewissen erfüllt und das minutiös dokumen-
tiert. Er hat nie einen Zweifel daran gelas-
sen, dass er Marxʼ Entwürfe und nicht etwa 
dessen Endfassungen herausgibt. 
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nicht gefeit. Im Band I des „Kapital“ 
erklärt er – um einen Punkt aus dem 
von Müller und Quaas veröffentlichten 
Disput insbesondere zum sogenannten 
Transformationsproblem aufzugreifen 
(vgl. 43-101) – den Warenwert als Re-
produktionswert, bestimmt durch die 
„unter gegenwärtigen gesellschaftli-
chen Bedingungen notwendige Ar-
beit“.4 Dies lässt den Schluss zu, dass 
die zum Produktionspreis modifizier-
ten Werte simultanistisch bestimmt 
werden müssen. Im Band III, dessen 
Manuskript früher entstand, kann der 
Produktionspreis als verwandelter 
Wert jedoch durchaus als sukzessivis-
tisch bestimmt interpretiert werden 
(vgl. Müller 98). Die Herausbildung 
einer Durchschnittsprofitrate erfordert 
Kapitalwanderungen; diese vollziehen 
sich in der Zeit, was einer simultanisti-
schen Interpretation einer Produktions-
preis-Ableitung entgegensteht. „Der 
Kostpreis der Ware ist ein gegebner, ist 
eine von seiner, des Kapitalisten, Pro-
duktion unabhängige Voraussetzung, 
während das Resultat seiner Produkti-
on eine Ware ist, die Mehrwert enthält, 
also einen Wertüberschuss über ihren 
Kostpreis.“5 Und er fährt fort: „eine 
wirkliche Änderung in der allgemeinen 
Profitrate  […] (ist) das sehr späte 
Werk einer Reihe über sehr lange Zeit-
räume sich erstreckender Schwingun-
gen“.6 Das erklärt (vielleicht, denn 
Marx fehlten die mathematischen Mit-
tel, es anders zu modellieren) die Ver-
wendung von Wertgrößen in seiner 
mathematischen Ableitung der Produk-
                                                        
4  Karl Marx, Das Kapital, Band I, MEW 23, 

S. 224f. 
5 Karl Marx, Das Kapital, Band III, MEW 25, 

S. 175. 
6 Ebenda, S. 176. 

tionspreise, was in der einschlägigen 
Literatur als „Kostpreisirrtum“ be-
zeichnet wird. Wenn aber die Glei-
chung „Wertsumme = Produktions-
preissumme“ in einem gewissen Zeit-
raum gesamtwirtschaftlich gelten soll, 
dann gibt es keine „unabhängigen Vo-
raussetzungen“ von der Produktion in 
diesem Zeitraum. Wie in einer mit 
Wiederbeschaffungspreisen berechne-
ten Verflechtungsbilanz (tatsächlich 
wird in ihnen mit Herstellungs- bzw. 
Anschaffungspreisen gerechnet) müss-
ten sowohl Input wie Output mit aktu-
ellen Produktionspreisen berechnet und 
den wertbestimmenden Arbeitszeiten 
gegenüber gestellt werden. Marx ist al-
so durchaus unterschiedlich interpre-
tierbar und lässt uns mit der Bemer-
kung allein, „wenn in einer besonderen 
Produktionssphäre der Kostpreis der 
Ware dem Wert der in ihrer Produktion 
verbrauchten Produktionsmittel gleich-
gesetzt wird, stets ein Irrtum möglich 
ist. Für unsere gegenwärtige Untersu-
chung ist es nicht nötig, näher auf die-
sen Punkt einzugehen.“7 Schade; es 
wäre gut gewesen, wenn er angemerkt 
hätte, an welchem Punkt seiner Unter-
suchung er dies für nötig befunden hät-
te. Das Problem wird vor allem dann of-
fensichtlich, wenn es um eine wider-
spruchsfreie Modellierung oder die em-
pirische Analyse geht. Hierbei kann 
man sich nicht uneingeschränkt auf 
Marx berufen; es muss eigene wissen-
schaftliche Arbeit geleistet werden. Ein 
Teil der Schwierigkeiten ist auch darauf 
zurückzuführen, dass Wert und Produk-
tionspreis sich einer sinnlichen Erfah-
rung entziehen. Es ist wie mit dem Mit-
telpunkt des Erdballs: Wir wissen dass 
er existiert; jedes Schulkind kann nach 
                                                        
7  Ebenda, S. 174. 
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ein paar Unterrichtsstunden in Erdkunde 
und Geometrie die Richtung zeigen, in 
der er liegen muss und berechnen, wie 
weit entfernt er sich befindet. Direkt 
nachmessen oder in Augenschein neh-
men lässt dieser Punkt sich nicht, aber 
wer wollte an der Richtigkeit seiner Er-
klärung zweifeln? Freilich, wie wir wis-
sen, ist die Erde nicht kugel- sondern 
eher kartoffelförmig. Da wird es 
schwieriger mit der Definition und Be-
rechnung eines Mittelpunktes, aber hat 
die Erde deshalb keinen solchen Punkt? 
Mit genau auch diesen Fragen schlagen 
sich Klaus Müller und Georg Quaas in 
dem hier zu besprechenden Debatten-
Buch herum. Beide sind seit langem 
durch ihre Veröffentlichungen zur 
Wert-, Kapital- und Geldtheorie be-
kannt und haben schon seinerzeit in der 
DDR an den einschlägigen Diskussio-
nen dazu – ja, entgegen manchem 
Vorurteil hat es damals in Fachkreisen 
öffentlichen Meinungsstreit darüber 
gegeben – teilgenommen. Ein per E-
Mail geführter Austausch über Georg 
Quaas‘ Arbeit „Die ökonomische The-
orie von Karl Marx“ von 2016 hat im 
Verlauf von zwei Jahren zu einem 
Konvolut an Briefen geführt, das sie 
jetzt, weitgehend chronologisch, aber 
auch thematisch geordnet, der Öffent-
lichkeit enthüllen. Ich schreibe bewusst 
„enthüllen“, denn selten liest man et-
was in dieser Offenheit Vergleichba-
res. Sie versprechen sich einander 
schonungslosen, aber respektvollen 
Umgang und halten das auch ein. Sie 
schenken sich in ihrem Disput nichts, 
weder an theoretischen und methodi-
schen Vorwürfen noch an Eingeständ-
nissen von Irrtümern. „Wir haben ge-
genseitig ausgeteilt und uns nicht ge-
schont, um uns am Ende des Kampfes 
sportlich fair zu umarmen. […] Was 

wir gemeinsam suchten, war die 
Wahrheit. Und da zeigt sich doppelt 
Erfreuliches: Wir wissen jetzt wenigs-
tens, was wir nicht wissen. […] Und 
damit wissen wir auch, worüber weiter 
nachgedacht werden sollte.“ (Müller, 
216) Der Rezensent könnte enden mit 
Bert Brecht: „Wir stehen selbst ent-
täuscht und sehn betroffen. Vorhang zu 
und alle Fragen offen.“ Der Besuch des 
Stücks ist nichtsdestotrotz lohnenswert. 
Und worüber streiten sie? Den breites-
ten Raum nimmt die sogenannte Trans-
formation von Werten in Produktions-
preise ein. Aber auch der Wert selbst, 
die Frage der wertbildenden, der pro-
duktiven und unproduktiven Arbeit, die 
Frage, was Marx unter „durchschnitt-
lich“ verstanden haben mag, die Reduk-
tion komplizierter auf einfache Arbeit 
und die Messung von Werten und Ar-
beitszeiten stehen zur Debatte. Es fehlt 
auch nicht die Auseinandersetzung mit 
der monetären Werttheorie der „neuen 
Marxlektüre“, die Diskussion über den 
tendenziellen Fall der Durchschnittspro-
fitrate und schließlich die Geldtheorie. 
Es wird über den prinzipiellen Nutzen 
mathematischer Modelle und deren 
Grenzen debattiert. Teilweise folgen 
Satz auf Satz, Argumente, Gegenargu-
mente oder Bestätigungen und Irrtums-
bekundungen fast im Minutentakt, und 
das Buch wird zu einer Art Protokoll ih-
res Überlegens und Streitens. Ein weites 
Feld für weitere Diskussionen ist eröff-
net und die beiden Kontrahenten stehen 
darauf mit offenem Visier. „Der mit 
Marx‘ ökonomischer Theorie vertraute 
Leser sei vorab gewarnt: Er wird sich 
bei der Lektüre des Textes stets ge-
drängt fühlen, selber Stellung zu bezie-
hen, entweder für einen der beiden Kon-
trahenten oder gegen beide. Eben das 
macht die Spannung des Buches aus. 



Buchbesprechungen 227 

Der mit Marx’schen Schriften weniger 
Vertraute könnte lernen, welche Fall-
stricke ein ihm ansonsten vielleicht un-
problematisch erscheinender Text be-
reithält.“ (10) 
„Nach der Wertdiskussion?“ titelte ein 
Buch, das einen Workshop an der Uni-
versität Marburg im Jahr 1998 doku-
mentierte.8 Nach? Fritz Helmedag gab 
seinem damaligen Beitrag einen tref-
fenderen Titel: „Warenproduktion mit-
tels Arbeit. Die Neueröffnung der De-
batte.“ 

Jürgen Leibiger 
 

Der Kampf gegen Kapp & Co. 
Klaus Gietinger, Kapp-Putsch. 1920 – 
Abwehrkämpfe – Rote Ruhrarmee. 
Schmetterling Verlag GmbH, Stuttgart 
2020, 328 S., br. 19,80 Euro. 
In seinem neuen Buch über den Kapp-
Putsch zeigt der Autor, wie sich 
1919/20 ein Netzwerk von Hochverrat 
im militärischen und zivilen Bereich 
bildet und die Ablösung der Weimarer 
Koalition durch eine Diktatur vorberei-
tete, wie der Putsch am 13. März 1920 
erfolgte und durch die kriminelle Meu-
terei der führenden Reichswehroffizie-
re gestärkt wird, jedoch der Gegenbe-
wegung aus Generalstreik und bewaff-
neten Aktionen der Arbeiterschaft wei-
chen musste.  
Hochverräter und Meuterer wurden aber 
in einem politischen Salto der Reichsre-
gierung rehabilitiert, wobei sich die 
bürgerlichen Vertreter in der Reichsre-
gierung in Gestalt des stellvertretenden 
Regierungschefs Schiffer von der DDP 
                                                        
8  Kai-Eicker Wolf, Torsten Niechoj, Dorothee 

Wolf (Hrsg.), Nach der Wertdiskussion? 
Marburg 1999. 

(seine Tochter war zudem mit Haupt-
mann Pabst liiert) besonders hervorta-
ten. Ein neuer Terrorfeldzug gegen die-
jenigen Kräfte erfolgte, die den Putsch 
erfolgreich abgewehrt hatten und an ei-
ner demokratisch-sozialistischen Poli-
tikwende festhalten wollten. Das Er-
gebnis: ca. 2.500 ermordete Arbeiter, 
eine hohe Zahl von Verwundeten und 
Tausende von Verhaftungen und ge-
richtlichen Verfolgungen. 
Gietingers Beschreibung der Putsch-
vorbereitung, der Gegenwehr und ihrer 
Spaltung und terroristischen Zerschla-
gung zeigt (ohne dass er es selbst be-
grifflich herausarbeitet), dass man zwei 
Typen von Gegenrevolution unter-
scheiden muss: Der erste Typ ist gegen 
die Kräfte gerichtet, die über eine reine 
Wahldemokratie hinaus auch eine so-
ziale und wirtschaftliche Demokratie 
(ggf. auch eine Rätedemokratie) an-
streben. Dieser Typ umfasst das Bür-
gertum, das Militär und die rechte So-
zialdemokratie. Ihre Plattform ist der 
„Antibolschewismus“. Der zweite Typ 
ist der, welcher das Weimarer politi-
sche System durch eine Diktatur ablö-
sen will und im Verlauf des Jahres 
1919 Hochverrat und Meuterei aufbaut 
und schließlich unter Drängen der mili-
tärischen Kräfte am 13. März die Re-
gierung übernimmt. Angesichts des Er-
folges der Abwehrkräfte muss sich Typ 
2 zurückziehen und Typ 1 übernimmt 
unter Führung des Bürgertums, rechter 
Sozialdemokratie und militärischer 
Hochverräter und Meuterer, um die er-
neute Gefahr einer Linksentwicklung 
auszuschalten.  
Im ersten Abschnitt, der Vorgeschichte 
des Putsches, widmet sich Gietinger 
einer Besonderheit der frühen Ge-
schichte der Weimarer Republik. Er 
nennt es den „Weg zu einer durchmili-
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tarisierten protofaschistischen Gesell-
schaft“ (35). Hierzu zählt er 1) den 
Ausbau der schwer bewaffneten Si-
cherheitspolizei (SiPo), die der Be-
kämpfung innerer Unruhen dienen 
sollte; 2) die Aufstellung von Einwoh-
nerwehren, die in Preußen am 18. 
März 1919 landesweit verfügt wurde; 
3) die Aufstellung der Technischen 
Nothilfe, die gegen die Wirksamkeit 
von Streiks zum Einsatz kam; 4) die 
Aufstellung von Zeitfreiwilligen-
Verbänden. Gietinger sieht in der 
Schaffung dieser Verbände den „Ver-
such, trotz des Versailler Vertrages ei-
ne komplett durchmilitarisierte Gesell-
schaft zu schaffen“ (59). Er schreibt 
sogar den Alliierten (mit ihren Demili-
tarisierungsvorgaben) das Verdienst 
zu, die „Durchmilitarisierung“ 1919/20 
verhindert zu haben. Anderenfalls 
„hätte sich hier schon sehr früh eine fa-
schistisch militaristische Gesellschaft 
… etabliert“. Es sei also auch der En-
tente zu verdanken, dass die Republik 
nicht schon früher in einen faschisti-
schen Staat abdriftete (59). 
Diese These ist – was sie wohl be-
zweckt – diskussionsbedürftig. Die 
Abrüstungsvorgaben der Alliierten 
bewirkten eher, dass Militärpotential 
in verdeckte Zonen ausgelagert wur-
de. Es erscheint auch zweifelhaft, ob 
sich die Alliierten einem deutschen 
präfaschistischen Staat entgegen ge-
stellt hätten. Den Terror gegen die 
ungarische Räterepublik hatten sie 
von außen unterstützt.  
Gleichwohl ist es verdienstvoll, die 
Bedeutung des Militarisierungsprozes-
ses für den Charakter des frühen Wei-
marer Staates aufzuwerfen. Hier könn-
te auch die kontinuierliche Anwendung 
des Ausnahmezustands einbezogen 
werden, der eine gegen Streiks und die 

radikale Opposition gerichtete innen-
politische Militärdiktatur etablierte. 
Genau gegen diese innenpolitische 
Diktatur und ihre durch den Putsch zu 
erwartende Verschärfung richtete sich 
auch die Abwehrbewegung gegen den 
Kapp-Putsch und ihr Eintreten für eine 
politische Linkswende. 
Im zweiten Teil über die Abwehr-
kämpfe greift Gietinger auf die vorlie-
genden Arbeiten von Könne-
mann/Krusch, Erhard Lucas und Eli-
asberg1 zurück. Sie sind in den 1970er 
Jahren erschienen und bieten auch heu-
te noch die gründlichsten Quellenstu-
dien zum Thema. Auf Grundlage die-
ser Forschungen erarbeitet Gietinger 
eine Zusammenfassung der Abwehr-
kämpfe in den Brennpunkten des Os-
tens, des Nordens, Mitteldeutschlands 
und des Südens (ca. 40 Seiten) und in 
Ruhr-Westfalen (ca. 120 Seiten). 
Er zeigt, dass Streik und Bewaffnung 
unmittelbar nach dem Putsch einsetz-
ten und zum schnellen Rückzug der 
Putschisten führten. Die Erfolge der 
Abwehrbewegung erhöhten allerdings 
die Motivation der direkten und indi-
rekten Unterstützer des Putsches, ge-
meinsam mit der Reichsregierung von 
Typ 2 der Gegenrevolution zu Typ 1 
zurückzukehren.  
Mit Bezug auf Könnemann/Schulze2 
                                                        
1  Könnemann, Erwin/Krusch, Hans Joachim, 

Der Kapp-Putsch und der Kampf der deut-
schen Arbeiterklasse, hrsg. v. Institut für 
Marxismus-Leninismus b. ZK der SED, Ber-
lin/DDR 1972. Lucas, Erhard: Märzrevoluti-
on 1920, 3 Bde., Frankfurt am Main 1970 
(Bd. 1), 1973 (Bd. 2) und 1978 (Bd. 3). Eli-
asberg, George, Der Ruhrkrieg von 1920, 
Bonn/Bad Godesberg 1974. 

2  Könnemann, Erwin/Schulze, Gerhard (Hg.), 
Der Kapp-Lüttwitz-Ludendorff-Putsch. Do-
kumente, München 2002. 
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zeigt er, dass die große Mehrheit der 
Kommandeure der Reichswehr sich 
nicht loyal zur Reichsregierung ver-
hielt. Sie unterstützten den Putsch, in-
dem sie sich vorbehaltlos hinter den 
Putsch stellten oder sich auf ihre Auf-
gabe der Sicherstellung von Ruhe und 
Ordnung im Rahmen des verordneten 
Ausnahmezustands beriefen (S. 108 ff.). 
In der Beurteilung der Situation nach 
dem Putsch und der Chancen, die eine 
von Legien vorgeschlagene Arbeiter-
regierung für eine linksdemokratische 
Wende geboten hätte, schließt sich 
Gietinger der Deutung Rosenbergs 
und Abendroths an (ohne sie zu er-
wähnen). Sie gingen davon aus, dass 
die Abwehrbewegung eine historische 
Chance für eine Linkswende eröffnet 
habe, dass diese aber von der USPD-
Führung am 17./18. März nicht ge-
nutzt wurde. Gietinger deutet ein Sze-
nario des Möglichen an, nach dem die 
von Legien vorgelegten Forderungen 
für eine politische Linkswende 
(Neunpunkteprogramm) (202) als Vo-
raussetzung für die Beendigung des 
Generalstreiks realistisch erschienen. 
Wenn es auch zu der angestrebten Ar-
beiterregierung nicht kam, würdigt 
der Autor doch den Erfolg der Ab-
wehrbewegung, eine solche histori-
sche Chance eröffnet zu haben. 
Am 18. März begann Legien Ver-
handlungen mit der Reichsregierung, 
aus denen ein eher unverbindlich for-
muliertes Übereinkommen folgte (8-
Punkte-Programm), auf dessen 
Grundlage die gewerkschaftlichen 
Spitzenverbände am 20. März zur 
Wiederaufnahme der Arbeit aufriefen. 
Dieser Aufruf wurde in Berlin über-
wiegend nicht befolgt, zumal die 
Reichswehr begonnen hatte, massiv 
gegen die streikenden Arbeiter in den 

Berliner Vororten vorzugehen. USPD 
und Berliner Gewerkschaftsvorstände 
forderten angesichts der Reichswehr-
offensive vom ADGB die Wiederauf-
nahme des Streiks, die Bildung einer 
ADGB/USPD-Regierung und die 
Bewaffnung der Arbeiterschaft.3 In 
darauf folgenden Verhandlungen, in 
die die Reichsregierung einbezogen 
wurde, legte diese ein Angebot vor, 
mit dem die Wiederaufnahme der Ar-
beit erreicht werden sollte. Es beinhal-
tete 1) einen teilweisen Rückzug der 
Reichswehr in Berlin;  2) die Aufhe-
bung des verschärften Belagerungszu-
stands; 3) die Zusicherung, nicht ge-
gen die bewaffneten Arbeiter beson-
ders im Ruhrgebiet vorzugehen; 4) 
Verhandlungen über die Aufnahme 
von Arbeitern in die preußische Si-
cherheitspolizei. Auf dieser Basis 
(Lucas sieht darin ein Täuschungsma-
növer der Reichsregierung) kam am 
22. März (Mitternacht) ein gemein-
samer Aufruf zum sofortigen Abbruch 
des Generalstreiks (Gewerkschafts-
verbände, Berliner Gewerkschaftsvor-
stände USPD und SPD) zustande. 
Dem schloss sich am 23. März die 
„Berliner Generalversammlung der 
revolutionären Betriebsräte“ an.4 Spä-
testens seit diesem Zeitpunkt traten in 
der Abwehrbewegung Überlegungen 
zum Rückzug in den Vordergrund.  
Gietinger stellt – seinem mentalitäts- 
und kriminalhistorischen Blick fol-
gend – das Zusammenspiel von 
Reichsregierung, Watter und Severing 
bei der Spaltung der Abwehrbewe-
gung und die Massaker der Freikorps 
an der Arbeiterbevölkerung in den 

                                                        
3  Lucas 1973, S. 128. 
4  Ebd., S. 130. 
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Mittelpunkt. Er interpretiert den terro-
ristischen Einsatz der gesammelten 
Freikorps als die „Geburtsstunde des 
deutschen Faschismus“ (275). 
Der Autor vernachlässigt die Bemü-
hungen der politischen und militäri-
schen Führer der Abwehrbewegung 
um einen geordneten Rückzug. Er be-
achtet nicht, dass der Ruhrkampf an-
gesichts der Entwicklungen in Berlin 
und in den übrigen Regionen des Rei-
ches, aber auch wegen Bewaffnungs- 
und Versorgungsprobleme im Ruhr-
gebiet (den Kampfeinheiten fehlten 
Munition und schwere Waffen, sie 
hatten keine Schuhe und kein Geld), 
seinen Höhepunkt überschritten hatte 
und ein Rückzugsweg gefunden wer-
den musste. So unterlaufen ihm darauf 
bezogen auch Ungenauigkeiten. 
Ein Beispiel ist die unzureichende Be-
schreibung der Rolle des Essener Zent-
ralrats. Gietinger datiert dessen Entste-
hung auf den 20. März (284) und folgt 
in dieser Beziehung einem Fehler Eli-
asbergs (Eliasberg 1974, 292). Am 20. 
März erfolgte eine Neubildung des Es-
sener Vollzugsrates. Dieser war vor der 
Einnahme Essens durch die Ruhrarmee 
von der SPD dominiert unter Beteili-
gung der DDP. Im neuen Vollzugsrat 
bildeten KPD (7) und USPD (8) eine 
Mehrheit (SPD 1). Nach Abschluss der 
von Severing einberufenen Bielefelder 
Konferenz (23./24. März), die den 
Verzicht auf den Einmarsch der 
Reichswehr angeboten hatte unter der 
Voraussetzung, dass die Ruhrarmee die 
Waffen innerhalb von 10 Tagen abgä-
be, berief der Essener Vollzugsrat ein 
Treffen der Vollzugsräte des rheinisch-
westfälischen Industriegebiets ein, das 
der Abstimmung von Rückzugsbedin-
gungen dienen sollte. Dieser Initiative 
folgend versammelten sich am 25. 

März 200 Vollzugsräte aus 70 Orten 
Rheinland-Westfalens in Essen. Die 
Vertreter der KPD-Zentrale (Wilhelm 
Pieck) und der USPD (vermutlich Paul 
Hertz)5 plädierten mit Blick auf die 
schwierige Gesamtsituation im Reich 
für die Annahme der Bielefelder Be-
dingungen. Die Mehrzahl der Ver-
sammelten verlangte Garantien. Erst 
jetzt wurde von den Vollzugsräten ein 
Zentralrat gewählt, der beauftragt wur-
de, Verhandlungen mit der Reichsre-
gierung aufzunehmen und Garantien 
für die Einhaltung der Versprechen 
Severings zu verlangen. Eine solche 
Abstimmung war angesichts der ver-
änderten Kampfbedingungen dringend 
erforderlich und sinnvoll. Die Versu-
che des Zentralrats, Verhandlungen mit 
der Reichsregierung aufzunehmen, be-
antwortete die neue Regierung Müller 
mit einem Ultimatum.  
Die veränderten Kampfbedingungen 
werden aus meiner Sicht nicht hinrei-
chend erörtert. Generalstreik und be-
waffneter Kampf machten in ihrer 
Gleichzeitigkeit die Stärke der Bewe-
gung aus. Das gilt für das übrige 
Reich und das rheinisch-westfälische 
Industriegebiet. Wenn der General-
streik zurückgenommen wurde, konn-
te auch die bewaffnete Aktion nicht 
erfolgreich weiter geführt werden. 
Spätestens nachdem am 22./23. März 
von ADGB und USPD das Ende des 
Generalstreiks ausgerufen wurde, 
mussten Rückzugskonzepte entwi-
ckelt werden. Der Essener Zentralrat 
versuchte diese Aufgabe zu überneh-
men. Seine Rolle hätte eine stärkere 
Beachtung verdient. Dies gilt auch für 
ähnliche Bemühungen auf Ebene der 
Parteien in Hagen. 
                                                        
5  Eliasberg 1974, S. 184. 
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Ungeachtet dieser Einwände ist Gie-
tingers Buch ein hochaktueller Beitrag 
1) zu den Gefahren rechtsvölkisch, 
gewaltorientierter Mentalität; 2) eine 
Würdigung des erfolgreichen demo-
kratischen und sozialistischen Ab-
wehrkampfes der Arbeiterschaft ge-
gen die Diktaturbestrebungen im 
März 1920 und 3) ein kriminalhistori-
scher Blick auf die führenden Akteure 
der frühen Weimarer Republik. 

Gerhard Weiß 
 
Kritik der postkolonialen 
Theorie 
Vivek Chibber, Postkoloniale Theorie 
und das Gespenst des Kapitals, Karl 
Dietz Verlag, Berlin 2018, 382 S., 
29,90 Euro. 
Unter dem Namen der „postkolonia-
len Theorie“ versammeln sich akade-
mische Ansätze, die sich mit dem Er-
be des Kolonialismus befassen und 
sich dabei in der Regel auf postmo-
derne Schriften von Foucault, Derrida 
und anderen stützen. Als wegberei-
tend für postkoloniale Theorien gilt 
Edward Saids Abrechnung mit dem 
traditionellen „Orientalismus“ (1979), 
der die Kolonien für rückschrittlich 
und deren Unterwerfung zu einer 
Wohltat des Imperialismus erklärte. 
Maßgebliche Vertreter der postkolo-
nialen Theorie begannen zunächst als 
Marxisten, wandten sich aber später, 
vermittelt durch die Rezeption der 
Arbeiten von Antonio Gramsci und 
Luis Althusser, dem Poststrukturalis-
mus zu. Vivek Chibber, Professor für 
Soziologie an der New York Univer-
sität, unterzieht die postkoloniale 
Theorie einer grundlegenden Kritik. 
Sein exemplarischer Gegenstand sind 

die Publikationen der sogenannten 
Subaltern Studies Group, namentlich 
der Historiker Ranajit Guha und 
Dipesh Chakrabarty sowie des Poli-
tikwissenschaftlers Partha Chatterjee.  
Der Autor betrachtet die Etablierung 
der postkolonialen Theorie an den US-
Eliteuniversitäten als Teil der „kultu-
rellen Wende“ in den Literatur- und 
Sozialwissenschaften. Dem „Flirt der 
Neuen Linken mit dem marxistischen 
Materialismus“ sei ein „beharrliches 
Interesse an Kultur und Ideologie“ ge-
folgt – „nicht nur als Gegenstand der 
Untersuchung, sondern als einem Er-
klärungsprinzip, das schnell den glei-
chen herausragenden Platz einnahm, 
den noch ein Jahrzehnt zuvor ‚Klasse‘ 
und ‚Kapitalismus‘ eingenommen hat-
ten“ (17f.). Chibber zitiert die von ihm 
kritisierten Autoren ausführlich, um 
sich „nicht dem Vorwurf einer verfäl-
schenden Wiedergabe auszusetzen“; 
zudem begrüben sie „ihre Argumente 
unter einem dichten Dickicht von Jar-
gon oder formulieren sie so kryptisch, 
dass ihre Bedeutung nur schwer ein-
deutig auszumachen“ sei (49).  
Im Mittelpunkt des Buchs stehen je-
doch nicht die theoretischen Bezüge 
des Ansatzes, sondern die positiven 
Thesen der Subaltern Studies zur Ge-
schichte Indiens. Diese postulieren 
u.a. eine „universalisierende Tendenz 
des Kapitals“ (137f.), die im Gefolge 
der Englischen und Französischen 
Revolution die Grundlagen für Libe-
ralismus und Sozialismus geschaffen 
habe. Das Ausbleiben einer weitge-
henden bürgerlich-demokratischen 
Entwicklung in Indien und anderen 
Ländern führen die Subaltern Studies 
u.a. als Beleg dafür an, dass der „Os-
ten“ kulturell grundsätzlich anders sei 
und dass dort der Kapitalismus nach 
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„westlichem“ Vorbild keine Hegemo-
nie erlangen konnte. Auch verfolgten 
indische Arbeiterinnen und Arbeiter 
keine Klasseninteressen, wie der 
Marxismus sie unterstelle, vielmehr 
seien sie durch ihre Identität an tradi-
tionelle und religiöse Gemeinschaften 
gebunden. „Die Subalternisten be-
streiten, dass die Akteure über kultu-
relle Grenzen hinweg gemeinsame 
Bedürfnisse und Interessen haben 
können, und behaupten stattdessen, 
Bauern und Industriearbeiterinnen im 
Osten hätten eine völlig andere Psy-
chologie als die im Westen.“ (198) 
Gegen diese Thesen argumentiert 
Chibber theoretisch und gestützt auf 
empirische Studien zur Geschichte der 
indischen Arbeiterbewegung. Liberale 
Demokratie und kulturelle Homogeni-
sierung seien keine genuinen Merkma-
le kapitalistischer Entwicklung, viel-
mehr hätten demokratische Fortschritte 
im Westen wie im Osten gegen den 
Widerstand der Bourgeoisie durchge-
setzt werden müssen. Während des 20. 
Jahrhunderts spielten demnach Ge-
werkschaften und bäuerliche Bewe-
gungen eine wichtige Rolle im Kampf 
um Demokratie. In der Geschichte 
(ehemaliger) Kolonien hätten die „un-
teren Volksschichten in den National-
bewegungen (…) in die gleiche Rich-
tung gedrängt (…) wie ihre Pendants in 
Europa“ (ebd.). Der Kapitalismus, so 
Chibber weiter, hebe kulturelle Diver-
sität nicht notwendigerweise auf, er 
könne sie vielmehr nutzen, um seine 
Herrschaft auszubauen, oder im Zuge 
von Klassenkämpfen neue Differenzen 
produzieren; Chibber verweist hier als 
Beispiel auf Unterschiede zwischen 
westeuropäischem und dem US-
Kapitalismus (vgl. 305ff). 
Die Darstellung ist akribisch, stellen-

weise auch redundant, aber fast immer 
lesenswert und anregend. Chibbers Fa-
zit fällt vernichtend aus: Die Subaltern 
Studies reanimierten den konservativen 
Orientalismus, den zu bekämpfen sie 
einst angetreten waren. Sie schrieben 
„Wissenschaft, Rationalität, Objektivi-
tät und ähnliche Attribute dem Westen 
zu, statt sie als etwas zu betrachten, das 
beiden Kulturen gemeinsam“ sei (360). 
Ihre „Zelebrierung des Lokalen, des 
Besonderen“ ende in einer „exotischen 
Darstellung des Ostens“ (ebd.). Ob-
wohl beispielsweise der Arabische 
Frühling zentrale Postulate der postko-
lonialen Theorie praktisch widerlegt 
habe, sei mit deren baldigem Nieder-
gang nicht zu rechnen. Teile der einst 
radikalen Intelligenz hätten sich in die 
akademische Welt zurückgezogen und 
sich dort eine langlebige Struktur aus 
Lehrstühlen, Verlagen und Zeitschrif-
ten geschaffen. 

Michael Zander 
 
Die wiedergefundene Zeit 
Patrick Eser, Alke Jenss, Johannes 
Schulten, Anne Tittor (Hg.), Globale 
Ungleichgewichte und soziale Trans-
formationen, Beiträge von Dieter Bo-
ris aus 50 Jahren über Lateinamerika, 
Klassenanalyse und Bewegungspoli-
tik, Mandelbaum Verlag, Wien-Berlin 
2018, 376 Seiten, 29,- Euro. 
Die Rezension einer Festschrift ist eine 
große Aufgabe! Wenn ein Werk zu-
dem den Versuch unternimmt, Ergeb-
nisse einer fünfzigjährigen For-
schungsaktivität aus einem Themenge-
biet darzustellen, ist die Herausforde-
rung noch größer. Wirklich interessant 
wird es jedoch, wenn man mit dem Ju-
bilar und seinen Ideen über Dekaden in 
Kontakt steht und immer wieder persön-
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licher Austausch stattfand. Es ermög-
licht nämlich, einen kritischen (Rück-) 
Blick auf die Hauptthesen zu werfen, 
sich Überlegungen hinsichtlich ihrer 
Aktualität zu machen und der Frage 
nachzugehen, ob und wie diese nach 
wie vor dazu dienen, die Gegenwart als 
Ergebnis eines langfristigen Prozesses 
zu verstehen. Die Hauptthesen, die das 
Buch aufnimmt, sind mir keineswegs 
unbekannt. Auch einige Beiträge hatte 
ich zur gegebenen Zeit gelesen. Und 
trotzdem konnte mich die Lektüre sofort 
in den Bann ziehen, was zunächst sehr 
für dieses Buch spricht.  
Die Herausgeber haben bei Dieter Boris 
studiert. Der von ihnen zusammenge-
stellte Band besteht aus vier Teilen. In 
jedem von ihnen werden Textent, die 
Dieter Boris im Laufe seiner langen 
Forschungsarbeit geschrieben hat, kurze 
einleitende und kommentierende Bei-
träge von Weggefährt*innen und 
Freund*innen aus dem deutschsprachi-
gen Raum gegenübergestellt. Das Buch 
nimmt sich vor, die relevantesten Ideen 
von Boris in den Bereichen „Theorie 
und Wissenschaftsverständnis“, „Ent-
wicklungstheorie“, „Sozialstrukturana-
lyse Lateinamerikas“ und „Populismus, 
Transformation und Hegemonie“ zu-
sammenzubringen. Dabei zeichnet sich 
das breite thematische Interessensfeld 
von Boris ab – auch wenn er meistens 
so schreibt, als würde er uns eine kleine 
Geschichte aus einem in Lateinamerika 
verschollenen Land erzählen wollen.   
Diese Festschrift soll unter zwei Ge-
sichtspunkten betrachtet werden: zum 
einen bezüglich der Gestaltung des 
Buchs selbst; zum anderen unter dem 
Gesichtspunkt der Ideen, Thesen und 
Methodik.  
Zwei Formen können die Basis der 

Gestaltung eines solchen Buches bil-
den: es kann entweder chronologisch 
oder thematisch angeordnet sein. Lei-
der ergibt sich daraus keine dialekti-
sche Beziehung; der eine Weg schließt 
den anderen aus. Der ausgewählte 
thematische Weg kann es deshalb er-
schweren, die Entwicklung des Den-
kens von Boris zu rekonstruieren. Da-
für wird den Leser*innen eine sehr gut 
strukturierte thematische Fokussierung 
geboten. Letzteres ist bei einem Auto-
ren wie Boris keine leichte Aufgabe. 
Dieser hat nämlich bei jedem Aufsatz 
den Anspruch, ein gesamtheitliches 
Bild zu schildern. Dieser Bedingung 
kommt das Buch sehr erfolgreich nach. 
Der Überblick zur Breite der Arbeiten 
von Dieter Boris ist gelungen darge-
stellt. Diejenigen unter uns, die mit 
ihm vertraut sind, werden hier oder da 
bestimmte Lücken finden. Für Le-
ser*innen, die einen Einblick in sein 
Werk gewinnen möchten, ist die 
Textauswahl meiner Meinung nach 
vorzüglich geeignet. Der Umfang des 
Buchs verdeutlicht die Schwierigkeit, 
eine Ideensammlung eines derart pro-
duktiven Wissenschaftlers wiederzu-
geben. 
bei den insgesamt gelungenen Einfüh-
rungstexten versuchen einige Autorin-
nen und Autoren, den ausgewählten 
Text im Zeitkontext einzurahmen, 
während andere eher gewisse Ideen un-
terstreichen. Dabei werden zwei, wenn 
auch kleinere, Probleme deutlich. Das 
Quellenverzeichnis der Texte von Bo-
ris ist am Ende des Buches aufgelistet. 
Hilfreicher wäre gewesen, sie als Fuß-
note jedem Text beizufügen, um sich 
schneller vorstellen zu können, wann 
und in welchem Kontext der Artikel 
geschrieben wurde. Das zweite Prob-
lem ist etwas wichtiger: immer wieder 



234 Z - Nr. 122 Juni 2020 

wird hervorgehoben, dass Boris Positi-
on gegen eurozentristische Tendenzen 
bezieht. Da kommt es etwas wider-
sprüchlich daher, dass nur deutsch-
österreichische Autor*innen an dem 
Buch partizipiert haben. Während seiner 
langen Karriere hat Boris ein dichtes 
Netz von Beziehungen zu lateinameri-
kanischen Wissenschaftler*innen und 
Denker*innen aufgebaut. Die Frage da-
nach, wie dort die Ideen eines deutschen 
Lateinamerikawissenschaftlers aufge-
nommen und interpretiert werden, wä-
ren wichtig gewesen, um ein vollständi-
ges Bild zu zeichnen. Sie bleibt leider 
ausgeblendet.  
Der zweite relevante Aspekt für eine 
Buchrezension ist der direkte Bezug zu 
den Ideen; auf das Werk selbst. So steht 
die Frage im Mittelpunkt, was uns die 
„alten“1Texte von Dieter Boris noch sa-
gen können. Eine fruchtbare Alternative 
ist, natürlich, sich in jeden Artikel ein-
zulesen, um dabei konkrete Informatio-
nen und Zeitdebatten zurückzurufen – 
aus rein historischem oder nostalgi-
schem Interesse. Das ist jedenfalls mög-
lich, weil Boris immer viel Wert auf ei-
ne detaillierte Darstellung der empiri-
schen Seite eines Problems legt, die zu-
dem auf mehreren Quellen basiert, um 
Einseitigkeiten zu vermeiden. Dadurch 
gelingt ihm ein bedeutsamer Beitrag zur 
historischen Rekonstruktion der neusten 
Geschichte Lateinamerikas.  
Doch seine Perspektive versucht tiefer 
zu greifen. In Zeiten, in denen zeitlose 
Analysen, fragmentierte Geschichten, 
minimalistische Erzählungen oder tiefe 
Beschreibungen eines kleinen Prob-
                                                        
1 Mit alten Texten wird verdeutlicht, dass seit 

der Erscheinung des Buchs neue Artikel von 
Boris veröffentlicht wurden, die zum Teil 
neue intensive Polemiken verursachten. 

lems die Norm sind, schwimmt Boris 
gegen die Strömung. In jedem Beitrag, 
in jeder Analyse, stehen auch die lang-
fristigen Entwicklungen, die Multikau-
salität und die Komplexität der wirt-
schaftlichen, politischen und gesell-
schaftlichen Prozesse im Mittelpunkt. 
Diese Prozesse werden in seinem Nar-
rativ auf eine Art und Weise verfloch-
ten, die man von den „Großen Histori-
kern“ wie Eric Hobsbawm kennt. Die-
se breite Perspektive mündet nicht in 
einem unpräzisen und undifferenzier-
ten Gemenge. Die Bestandteile der Er-
klärung werden bewusst hierarchisiert 
gegliedert und durch die Ausarbeitung 
der internen Widersprüche in der Ge-
sellschaft selbst dargestellt. 
Boris verfolgt eine klare theoretische 
Linie. Sowohl in seinen multiplen 
Kontroversen als auch als Fundament 
seiner empirischen Arbeiten ist sein 
Bezug auf klassische marxistische Ka-
tegorien deutlich. Aber auch hier er-
laubt er es sich, kritisch damit umzu-
gehen. Er ist kein orthodoxer Marxist 
im „biblischen Sinne“ und nimmt be-
stimmte Kategorien nicht unkritisch 
an. Dies ermöglicht es ihm, auch mit 
anderen Theorien und Autor*innen un-
terschiedlicher theoretischer Strömun-
gen ins Gespräch zu kommen. Dabei 
kann er auch sehr gelungen mit marxis-
tischen Autor*innen polemisieren. 
Beide Aspekte  finden im vorliegenden 
Werk Beachtung. 
Besonders interessant für gegenwärtige 
Diskussionen ist seine Art, durch Ana-
lysen zu Lateinamerika die europäi-
schen Problemen aus einer anderen 
Perspektive zu beleuchten. So entste-
hen nicht-konventionelle Ideen über 
Klassen und Revolutionen oder auch 
über Populismus und politische Ent-
wicklung. Dabei werden absolute Per-
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spektiven nüchtern relativiert. 
Die durchgehende Verbindung von 
empirischer Analyse und methodolo-
gisch reflektierter Annäherungsweise, 
die in jedem Aufsatz und als Gesamt-
faden in den Arbeiten von Dieter Boris 
ein Charakteristikum sind, können in 
diesem Buch wiedergefunden werden. 
Die Herausgeber*innen haben es – 
trotz genannter Komplexität – ge-
schafft, ein eindrucksvolles Werk zu 
veröffentlichen. 

Andrés Musacchio 
 
Auf dem Weg in eine neue 
Weltordnung? 
Stefan Schmalz, Machtverschiebungen 
im Weltsystem. Der Aufstieg Chinas 
und die große Krise, Campus Verlag 
Frankfurt/New York 2018, 489 S., 
39,95 Euro. 
Das Buch ist Ergebnis einer zehnjähri-
gen Beschäftigung des Autors mit dem 
Gegenstand, darunter Forschungsauf-
enthalte in den USA und in China. 
Kenntnisreichtum, Gründlichkeit, ein 
kritischer Blick und Verständlichkeit 
der Arbeit lassen das Werk weit über 
zahlreiche andere Veröffentlichungen 
zum Thema herausragen. Wer die glo-
balen Prozesse der Gegenwart verste-
hen will, wird um dieses Buch nicht 
herumkommen.  
Die acht Kapitel lassen sich in zwei 
große Teile gliedern: Kapitel 1 und 2 
fassen den theoretischen Rahmen, in 
den anderen sechs Kapiteln geht es um 
eine detailreiche Darstellung des (auf-
haltsamen) Aufstiegsprozesses Chinas, 
der nur begrenzt auch ein Abstiegspro-
zess der USA ist.  
Im Mittelpunkt des ersten Teils steht 
der Weltsystemansatz, den Schmalz 

trotz relativierender Bemerkungen als 
theoretischen Rahmen der Untersu-
chung vorstellt: Behauptet wird, dass 
sich die Welt seit dem 15. Jahrhundert 
„durch einheitliche Gesetzmäßigkeiten 
und Strukturen auszeichne“ (28), und 
dass der Wechsel von Hegemoniever-
hältnissen nach „wiederkehrenden zyk-
lischen Mustern“ (28) verlaufe. In Ab-
weichung davon geht Schmalz von ei-
nem „Phasenmodell“ aus, in dem sich 
Machtverschiebungen zeitlich überlap-
pen (62). Trotz Differenzierungen 
hängt Schmalz im Kern der Vorstel-
lung an, es habe in der Vergangenheit 
eine gewisse historische Gleichförmig-
keit im Wechsel der Hegemonialver-
hältnisse gegeben. Dies wird nochmals 
am Ende des Buches deutlich, wenn er 
formuliert: „China re-etabliert sich in 
den kommenden zwei Jahrzehnten 
wieder als wichtigstes Zentrum der 
Weltwirtschaft, wie es bis weit in die 
Zeit der Qing-Dynastie (1644-1911) 
der Fall gewesen war.“ (404) Zwar war 
China am Beginn dieser Periode tat-
sächlich wirtschaftlich höher entwi-
ckelt als die europäischen Mächte; es 
war allerdings keine globale Hegemo-
nialmacht, weil es zu dieser Zeit so et-
was wie eine die regionalen Ökono-
mien strukturierende Weltwirtschaft im 
Sinne der Weltsystemtheorie nicht gab. 
Dies räumt Schmalz implizit selbst ein: 
Seiner Darstellung im ersten Teil des 
Buches zufolge waren bei Machtantritt 
der Qing-Dynastie in China die Nie-
derlande (europäische) Hegemonial-
macht. Sicher gab es die von Fernand 
Braudel (siehe Zitat auf S. 37) darge-
stellten Hegemoniewechsel von Vene-
dig über die Niederlande bis zu Groß-
britannien. Diese bezogen sich aber auf 
Europa und anhängende Gebiete, zu-
dem war die Basis der Hegemonie je-
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weils unterschiedlich. Hier sei auf 
Braudels Definitionen von Weltwirt-
schaft verwiesen, der von den Weltsys-
temtheoretikern m.E. zu Unrecht als 
Kronzeuge herangezogen wird: Welt-
wirtschaft hat Braudel zufolge zwei 
unterschiedliche Bedeutungen: Einmal 
kann es ein „weltumspannendes Phä-
nomen“ meinen, zum anderen einen 
„Ausschnitt“, einen „wirtschaftlich au-
tonomen Sektor unseres Planeten“ be-
zeichnen. Die vom großen Empiriker 
Braudel analysierten Hegemonialver-
hältnisse bezogen sich (anders als die 
Weltsystemtheoretiker meinen) auf 
„Weltwirtschaften“ im zweiten Sinn: 
Nur in diesem Sinne gab es „seit un-
vordenklichen Zeiten“ „Weltwirtschaf-
ten“, und nur in diesem regional be-
grenzten Sinne war das China von 
1600 Hegemonialmacht in einem 
Raum, der Braudel zufolge „Korea, Ja-
pan, den Malaiischen Archipel, Viet-
nam, Jünnan, Tibet und die Mongolei“ 
umfasste.1 Mit der Stellung, die China 
heute global einzunehmen sich an-
schickt hat das nichts zu tun.  
Tatsächlich spielt der theoretische 
Rahmen der Weltsystemtheorie im 
zweiten Teil des Buches auch keine 
Rolle mehr. Der Autor nimmt sich 
vielmehr Wolfgang Abendroths Be-
merkung zu Herzen, derzufolge „sich 
der geschichtliche Prozess letztlich 
immer ‚historisch konkretʼ (…) voll-
zieht…“ (59) Irgendeine global-
historische Regelhaftigkeit oder gar 
Zyklizität ist offensichtlich beim aktu-
ellen chinesischen Aufstieg nicht aus-
zumachen. Schmalz zeichnet sehr ge-
nau und detailliert den Aufstieg Chinas 
                                                        
1  Fernand Braudel, Sozialgeschichte des 15.-

18. Jahrhunderts. Aufbruch zur Weltwirt-
schaft, München 1986, S. 18 ff. 

als Wechselspiel von inneren und äu-
ßeren Verhältnissen nach, ausgehend 
von der Frage, „wie …Macht im kapi-
talistischen Weltsystem ausgeübt 
wird.“ (13/14) Im Mittelpunkt steht 
dabei das Verhältnis USA-China. Die 
Machtverschiebungen werden jeweils 
auf fünf Feldern analysiert: Produkti-
onsstruktur, Finanzwirtschaft, Wissen-
schaft/Technologie, Militär und Res-
sourcen (86/87). Folgend den durch 
Krisen markierten Etappen der Macht-
verschiebungen zieht der Autor immer 
wieder eine Zwischenbilanz auf Basis 
dieser fünf Untersuchungsfelder.  
Ausgangspunkt der Restrukturierung 
des chinesischen Aufstiegs und des (re-
lativen) US-Niedergangs ist die asiati-
sche Finanzkrise von 1997/98, in der 
China als Stabilitätsanker fungierte. 
„Aus der Phase nach der Asienkrise 
ging China gestärkt hervor.“ (170) Es 
kam zur Entstehung der BRIC-Gruppe, 
wobei China von Anfang an eine Son-
derrolle spielte. China war nach der 
Krise stärker, die US-Dominanz war 
zunächst kaum beeinträchtigt.  
Der zweite große Einschnitt war die 
„transatlantische Finanzkrise“ (221) 
von 2008, die die BRIC-Staaten zwar 
nicht unberührt ließ, in der sich „China 
… als Stabilitätsanker der Weltwirt-
schaft“ (236) erwies. In den folgenden 
Jahren konnte China seine Machtposi-
tionen auf allen untersuchten Feldern 
ausbauen, wobei das Land im globalen 
Süden eine zunehmend zentrale Stel-
lung gewann (321). Ab 2014/15 kam 
es in China zu einer Krise des bisheri-
gen „Akkumulationsregimes“ (349), 
das auf Exporten und Investitionen ba-
sierte. Diese „Transformationskrise“, 
verbunden mit mehr Binnenorientie-
rung und einer gewissen Wachstums-
abschwächung, war „weltweit spürbar“ 
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(352). Sie beendete den Höhenflug der 
Rohstoffpreise und stürzte die roh-
stofforientierten Länder des Südens 
(Lateinamerika, Russland, Teile Afri-
kas) in eine Depression, die teilweise 
bis heute anhält. Ob dies schon „das 
Ende der BRICS“ bedeutet, wie der 
Autor titelt (356), ist aber m.E. nicht 
sicher.  
Im letzten Kapitel bilanziert Schmalz 
die Situation, wie sie sich 2018, also 
vor der Coronakrise, darstellte. Er 
nimmt den Begriff der „unvollständi-
gen Weltmacht“ (382) auf: „Die globa-
len Machtstrukturen werden nun durch 
die Verschiebung des wirtschaftlichen 
Zentrums nach China langsam unter-
graben…“, was aber bislang nicht mit 
der Etablierung eines neuen Regel-
werks verbunden sei. Immerhin hängt 
die Weltwirtschaft heute davon ab, in-
wieweit es China gelingt, seine inter-
nen Konflikte zu überwinden und sein 
Akkumulationsmodell zu restrukturie-
ren. Anders als im ersten Teil in An-
lehnung an die Weltsystemtheorie un-
terstellt, muss es Schmalz zufolge nicht 
zu einer neuen Hegemonialsituation 
kommen: „Vielmehr könnte eine dau-
erhafte multipolare Situation entstehen, 
in der es schwieriger wird, einseitig 
neue Machstrukturen zu verankern.“ 
Dabei wird China auf allen Gebieten 
eine Schlüsselrolle spielen, was „neue 
Kooperationsbeziehungen“ zu den „al-
ten Zentrumsstaaten“ notwendig ma-
che: Dafür gibt es allerdings derzeit 
kaum Anzeichen (408).  

Jörg Goldberg 
 
 
 
 

Prägende Rolle des Islam 
Ruud Koopmans, Das verfallene Haus 
des Islam. Die religiösen Ursachen 
von Unfreiheit, Stagnation und Ge-
walt, München, C.H. Beck Verlag, 
2020, 288 S., 22,- Euro. 
Die Diskussion um die verhaltensprä-
gende Rolle des Islam – in welchen 
Strömungen auch immer – ist so heftig 
wie unerschöpflich; sie wird zudem 
durch gewaltsame Handlungen – im 
Namen „des Islam“ oder gegen „den 
Islam“ – stets neu genährt und scheint 
letztlich nur durch tief sitzende Vorur-
teile oder Apriori feststehende Weltan-
schauungen „begründet“ zu sein. Umso 
vorteilhafter muss die Studie Koop-
mans wirken, der als Soziologe und In-
tegrationsforscher des WZB und der 
Humboldt Universität langjährige ei-
gene Forschungen und andere empiri-
sche Arbeiten sowie statistische Mate-
rialien heranzieht, um zu einem sozi-
alwissenschaftlich fundierten Urteil 
bezüglich vieler Fragen um „den Is-
lam“ zu gelangen, ohne sich auf theo-
logische Debatten oder gar vorschnelle 
politische Einschätzungen einzulassen. 
Seine Zentralthese, „dass die islami-
sche Welt in den letzten fünfzig Jahren 
an fast allen Fronten stagniert hat“ und 
dies „durch den Aufstieg des islami-
schen religiösen Fundamentalismus“ 
begründet wurde (22), versucht er auf 
unterschiedlichen Ebenen zu belegen. 
In jeweiligen Kapiteln behandelt er den 
„Zustand der Demokratie“, der Men-
schenrechte, der „politischen und reli-
giösen Gewalt“, den wirtschaftlichen 
Fortschritt in 47 unabhängigen Län-
dern, in denen der Islam die wichtigste 
Religion ist. In einem weiteren Kapitel 
wird die muslimische Einwandererbe-
völkerung in Europa, Nordamerika und 
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Australien betrachtet, vor allem unter 
dem Aspekt des Integrationsverhaltens 
im Vergleich zu nicht-muslimischen 
Einwanderern. In einem abschließen-
den, wichtige Ursachen zusammenfas-
senden Kapitel werden auch Reform-
bemühungen innerhalb des islamischen 
Lagers angesprochen. 
Auf allen diesen vergleichend behan-
delten Feldern schneiden muslimische 
Mehrheitsgesellschaften insgesamt 
bzw. muslimische Einwandererbevöl-
kerungen im Vergleich mit anderen 
Einwanderern deutlich schlechter, d.h. 
negativer ab als Gesellschaften, in de-
nen andere Religionen dominant sind: 
Es gibt dort weniger demokratische 
Regierungsformen, weitaus häufigere 
Menschenrechtsverletzungen, signifi-
kant höheres Vorkommen von politi-
scher und religiöser Gewalt sowie – 
insgesamt – ein eindeutig schwächeres 
Wachstum der Wirtschaft und ein ent-
sprechendes geringeres Niveau der 
wirtschaftlichen Entwicklung. Diese 
zunächst recht pauschal klingenden 
Zentralbefunde differenziert der Verf. 
in den einzelnen Kapiteln, wobei er auf 
große Unterschiede innerhalb des La-
gers islamischer Staaten verweist, auf 
Sonderentwicklungen auf der Basis be-
sonderer Rohstoffvorkommen, vor al-
lem Erdöl in den Staaten auf der arabi-
schen Halbinsel und im Iran sowie auf 
zeitweise säkularisierende Reform-
bemühungen („von oben“), wie in der 
Türkei unter Atatürk in den 20er und 
30er Jahren des 19. Jahrhunderts. Zeit-
lich ist seine Zentralthese bezogen auf 
die Periode von 1970/80 bis 2010/15, 
da gerade in dieser Phase ein deutlicher 
Aufschwung des „islamischen Funda-
mentalismus“ (Rückkehr zu den Quel-
len aus dem 7. Jahrhundert, keine Mo-
dernisierung/Anpassung bestimmter 

religiöser Vorschriften an veränderte 
Verhältnisse, Wiederbelebung der 
Scharia, Islamisierung der Politik etc.) 
zu verzeichnen sei; nach dem relativen 
Scheitern nationalistischer oder quasi-
sozialistischer Modelle (z.B. Ägyp-
ten/Syrien) bzw. dem Scheitern westli-
cher Modernisierungsversuche „von 
oben“ (z.B. Iran) sei es zum Auf-
schwung dieser ultra-orthodoxen Vari-
anten des Islam gekommen, und dies 
sei noch dadurch gestärkt und weltweit 
verbreitet worden, weil die Kernländer 
dieses Islamverständnisses mit ihren 
Theokratien bzw. islamischen Monar-
chien zugleich besonders reiche Erdöl-
länder gewesen waren, die große 
Geldbeträge für ihre weltweite „Missi-
onsarbeit“ auszugeben bereit waren. 
Neben diesen aktualisierenden Fakto-
ren regressiver, anti-moderner Ent-
wicklung sind freilich auf vielen Fel-
dern die historischen „Erblasten“ und 
religionsaffine Traditionen immer noch 
wichtige Determinanten, beispielswei-
se für den Bereich der ökonomischen 
Entwicklung (155-187). Abgesehen 
vom islamischen Erbrecht, dem „Zins-
verbot“, der mit oft über 300 jährigen 
Verzögerung übernommenen Erfin-
dungen von anderswo in der Welt (z.B. 
der Druckpresse, die nicht eingeführt 
werden durfte, um das Monopol der 
Imame in der Religionsauslegung nicht 
zu gefährden) ist die generelle Gering-
schätzung von Bildung, Wissen, Inno-
vationen etc. seitens des konservativen 
Islam auffallend und vom Verf. gut be-
legt. Überdurchschnittlich hohe Anal-
phabetenraten in muslimischen Län-
dern (auch heute noch) korrespondie-
ren mit deutlich unterdurchschnittli-
chen Ausgaben für Bildung, Forschung 
in muslimischen Mehrheitsgesellschaf-
ten gegenüber nicht-muslimischen Ge-
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sellschaften keineswegs nur der westli-
chen, entwickelten Welt, sondern auch 
im Vergleich zu vielen süd- und vor al-
lem ostasiatischen und sogar subsaha-
rischen afrikanischen Staaten. Nimmt 
man den genderspezifischen Blickwin-
kel in diesem Bereich (Bildung, Quali-
fikation, Arbeitsmarktzugang und -
chancen etc.) noch dazu, erreichen die 
Benachteiligungen „für die Hälfte der 
Bevölkerung“ in muslimischen Län-
dern noch krassere Ausmaße (184ff.). 
Die Integration von Muslimen in eine 
mehrheitlich nicht-muslimische Ein-
wanderergesellschaft (in Bezug auf 
Schulabschlüsse, Arbeitsmarktintegra-
tion, soziale Integration/Kontakte mit 
Nicht-Muslimen, Wohnsituation bzw. 
Wohnsegregation etc.) scheint zumin-
dest in den meisten europäischen Län-
dern deutlich geringer zu sein als die 
bei anderen nicht-muslimischen Ein-
wanderergruppen. Zwar spielen dabei 
Diskriminierungsmechanismen der 
Aufnahmegesellschaft eine Rolle, doch 
scheinen auch religiös bedingte Ver-
haltensweisen (bezüglich der Bildung, 
der allgemeinen Sozialkontakte, der 
Sprachfähigkeit etc.) bei den muslimi-
schen Einwanderern – selbst noch in 
der „dritten Generation“ – ein mindes-
tens ebenso großes Gewicht zu haben; 
wobei spezifische Verhaltensweisen 
von Einwanderern einerseits und Dis-
kriminierungsmechanismen seitens der 
Vertreter der „Aufnahmegesellschaft“ 
andererseits sich häufig wechselseitig 
bedingen und sich gegenseitig „hoch-
schaukeln“ können (202ff.). Auch 
kann die überwiegend konservative 
und intolerante Grundhaltung vieler 
muslimischer Einwanderer (zu Fragen 
der Blasphemie, der Abtrünnigkeit im 
Glauben, der Haltung gegenüber Ho-
mosexualität, Antisemitismus, der Hal-

tung zur Gleichberechtigung der Frau-
en, gegenüber Minderheiten etc.), 
wenn sie offen „praktiziert“ wird, zu 
Integrationsschwierigkeiten führen. 
„Glücklicherweise führen die meisten 
Migranten aus islamischen Ländern 
und ihre Nachkommen ein friedliches 
Leben und halten sich an die in den 
Einwanderungsländern geltenden Ge-
setze. Einige von ihnen jedoch haben 
leider die religiöse Intoleranz und die 
Kultur der Gewalt gegen Minderheiten, 
die die Herkunftsländer kennzeichnen, 
nicht hinter sich gelassen.“ (210)1 
Diese ambivalente Rolle, die der Islam 
als verhaltensprägende Auslegung ei-
ner Religion spielt, sowie die „Ursa-
chen der islamischen Krise“ lassen sich 
K. zufolge „in drei Schlüsselproblemen 
zusammenfassen: der fehlenden Tren-
nung von Religion und Staat, der Be-
nachteiligung der Frauen und der Ge-
ringschätzung von säkularem Wissen. 
Von diesen ist die Vermischung von 
Religion und Politik das grundlegends-
te Problem, das indirekt auch die bei-
den anderen beeinflusst.“ (228f.) 
Dies könne allerdings nicht als Kon-
stante der Geschichte ausgegeben wer-
den, sondern müsse als zu verändernde 
Grundhaltung, erzeugt durch eine neue, 
majoritäre Interpretation des Islam, be-
griffen werden. Warum allerdings die-
se konservative Auslegung „des Islam“ 
seit ca. 40 bis 50 Jahren ihre weithin 
                                                        
1 Freilich wirkt ein Satz wie dieser etwas ver-

loren und recht isoliert im sonstigen Text, 
der auch eine mehrere Seiten umfassende 
Polemik gegen den – nach Koopmans allzu 
inflationär gebrauchten – Begriff der „Isla-
mophobie“ enthält. „Der Begriff der Islamo-
phobie unterstellt, berechtigte Sorgen und 
Ängste über den real existierenden Islam 
seien irrationale Formen des Hasses, und 
macht so Opfer zu Tätern.“ (235) 
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anerkannte Dominanz sogar noch stei-
gern und festigen konnte, wäre mög-
licherweise – neben den von Koop-
mans genannten Gründen – noch zu 
vertiefen. Die Ansatzpunkte einer 
„Entfundamentalisierung des Islam“ 
sind seiner Auffassung nach vielfältig 
und müssen einerseits in der „Mitte der 
islamischen Gesellschaften“ selbst und 
nicht vorrangig bei „Anderen“, den 
Ungläubigen, dem Kolonialismus etc. 
gesucht werden. Zudem müsse in der 
Einwanderergesellschaft mit nicht-
muslimischer Mehrheit stärker kontrol-
liert werden, welche ideologischen und 
finanziellen „Einflüsse“ von außen – im 
Sinne der Perpetuierung des Fundamen-
talismus – vonstattengehen. Damit 
könnte die Reformbewegung im Islam 
am besten unterstützt werden (250ff.). 
Die Studie Koopmans’ gelangt zu 
Zentralthesen, die auch trotz der reich-
haltigen empirischen Unterfütterung 
und der beständigen Reflexion ver-
schiedener anderer möglicher Ursa-
chen für die besonderen Verhaltensori-
entierungen großer Teile der Bevölke-
rungen in muslimisch geprägten Län-
dern sicherlich auch hierzulande kont-
roverse Diskussionen auslösen wird. 
Ein erheblicher Teil der Belege für die 
wichtigsten Befunde der Studie lassen 
sich aus der Sicht des Rezensenten 
kaum bezweifeln. In manchen Punkten 
hätte man sich eine vorsichtigere und 
reflektiertere Begriffswahl gewünscht, 
so z.B., wenn er Länder wie Venezuela 
und Kuba umstandslos als „Diktatu-
ren“ qualifiziert, während Brasilien als 
„stabile Demokratie“ bezeichnet wird 
(62ff.). Die von „Freedom House“ und 
ihrem Demokratie-Index abgeleiteten 
Klassifikationen müssen nicht unbe-
dingt glaubwürdiger werden, wenn 
diese NGO von der US-Regierung u.a. 

finanziert wird. Auch die Betrachtung 
der muslimischen wie nicht-
muslimischen Gesellschaften vor allem 
unter dem Aspekt der Intensitäts- und 
Verbreitungsgrade „fundamentalisti-
scher“ Positionen und kaum unter As-
pekten sozialhierarchischer Differen-
zierung (der Begriff der „Klasse“ 
taucht nur einmal im ganzen Buch auf) 
ist für eine soziologische Perspektive 
ungewöhnlich. Diese und andere Fra-
gezeichen ändern nichts an der Tatsa-
che, dass man viel – Historisches wie 
Aktuelles – über islamisch geprägte 
Gesellschaften lernen kann. 

Dieter Boris 
 
Harich kontra Nietzsche 
Wolfgang Harich, Friedrich Nietzsche 
der Wegbereiter des Faschismus. 
Schriften aus dem Nachlass Wolfgang 
Harichs. Band 12. Mit weiteren Do-
kumenten und Materialien herausge-
geben von Andreas Heyer, Baden-
Baden 2019, 745 S., 79,95 Euro. 
Gemäß dem inzwischen spürbar er-
weiterten Publikationsplan legt Heyer 
den 12. Band vor, der Harichs Texte 
und Schriften zu Friedrich Nietzsche 
enthält. Im Vorwort begründet er, wa-
rum er sich ausschließlich auf Schrif-
ten aus seinem Nachlass konzentriert, 
die im Amsterdamer Internationalen 
Institut für Soziale Geschichte aufbe-
wahrt werden. Er weist darauf hin, 
dass die Bände 9 (zu Georg Lukacs), 
10 (zu Nicolai Hartmann), 11 (zu 
Arnold Gehlen) und 12 (zu Nietzsche) 
eine ähnliche Einheit bilden wie die 
Bände 3 (zu Kant), 4 (zu Herder) und 
5 (zu Hegel). Sie ergänzen sich ge-
genseitig und ihr jeweiliger Inhalt er-
schließt sich erst dann vollständig, 
wenn die anderen Texte mit berück-
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sichtigt werden. Gerade da in den 
achtziger Jahren diese Themen für 
Harich zusammen gehörten, er von 
einem Manuskript oder Brief zum 
nächsten überging. 
Der Band zerfällt in zwei Teile. Zu-
erst wird das 1994 in Schwedt in 
Kleinstauflage publizierte Buch 
„Nietzsche und seine Brüder. Eine 
Streitschrift in sieben Dialogen mit 
Paul Falck.“ präsentiert. Es entstand 
in den ersten Monaten des Jahres 
1989 (Januar bis August) und enthält 
zwei Anhänge. Der erste vom No-
vember 1992, der zweite vom August 
1994. Heyer setzte die Schrift an den 
Beginn des Nachlassbandes, weil sie 
eine sehr gute Zusammenfassung des 
Denkens von Harich bietet. Harich 
hatte das Werk nach seinen guten Er-
fahrungen mit den „Erwägungen zu 
Nicolai Hartmann“ (Band 10) erneut 
in Dialogform verfasst, das heißt im 
Gespräch mit sich selbst. Dieses me-
thodische Verfahren erlaubte es ihm, 
eigene Positionen zu überspitzen, 
während der Gesprächspartner Paul 
Falck Einwände vortrug und gebildete 
Ansichten hinterfragte.  
Der zweite Teil beinhaltet zahlreiche 
Manuskripte, Briefe, Eingaben, Doku-
mente, Vorträge und Aufsätze Harichs, 
die seinen spektakulären Kampf gegen 
Nietzsche ab 1982 dokumentieren.  
Heyer schrieb eine Einleitung zu Ha-
richs Bewertung von Nietzsche bis zu 
seiner Verhaftung 1956. Die Einleitung 
in den zweiten Teil beschäftigt sich 
dann direkt mit der Nietzsche-Debatte 
der achtziger Jahre. Heyer polemisiert 
mit Manfred Riedel und Gunnar De-
cker, die einen von Harich im Februar 
1946 publizierten Text präsentierten, 
der nicht dessen Nietzsche-Kritik, son-

dern „ein überaus positives Nietzsche-
Bild transportierte“ (S.34). Diesen Text 
aus dem „Kurier“ vom 11. Februar 
1946 übernahm Heyer in den vorlie-
genden Band. Harichs Kernsatz zu 
Nietzsche lautet: „Man kann ihn beja-
hen oder verneinen, und wer ihn ver-
neint, ist ein prüder Spießer.“ (S.36) 
Damit zeichnete Harich keineswegs 
ein überaus positives Nietzsche-Bild – 
eher ein auf Differenzierung bedachtes. 
Frank Götze, der Harichs Rolle als Re-
zensent und Kritiker im „Kurier“ ana-
lysierte, kam zu dem Ergebnis: „Fried-
rich Nietzsche: ‚Wer ihn verneint, ist 
ein prüder Spießer‘. Das tat Harich 
später vehement selbst. Und noch wi-
dersprüchlicher im Vergleich zu seinen 
späteren Äußerungen bemerkte er: 
‚Mit den Karikaturen des III. Reiches 
hat keine Zeile Nietzsches etwas ge-
mein.“‘1 Heyer hingegen behauptet, 
dass diese Einschätzung im Denken 
Harichs eine Ausnahme gewesen sei. 
Dahinter ist ein Fragezeichen zu set-
zen. Es besteht kein Zweifel, dass sich 
bei Harich von den 40er bis zu den 
80er Jahren eine Veränderung in der 
Bewertung von Nietzsche vollzog. 
1987 hatte Harich in „Sinn und Form“ 
ohne Wenn und Aber kategorisch ver-
langt, am Lukacs Nietzsche-Urteil oh-
ne Wenn und Aber festzuhalten und 
Nietzsche ins „Nichts“ zu verbannen.  
Heyer weist am Beispiel des Artikels 
„Röpke, Pechel und der Totalitaris-
mus“, der zum Bruch mit dem „Ku-
rier“ führte und der am 23. August 

                                                        
1  Frank Götze, Wolfgang Harich als Rezen-

sent und Kritiker (1945/46), in: Siegfried 
Prokop (Hrsg.), Ein Streiter für Deutschland. 
Das Wolfgang Harich-Gedenk-Kolloquium 
am 21. März 1996 im Ribbeck-Haus zu Ber-
lin. Berlin 1996, S. 115. 
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1946 in der „Täglichen Rundschau“ 
erschien, auf Harichs konsequenten 
Antifaschismus hin. Harich ging de-
tailliert auf den Begriff des „Totalita-
rismus“ ein, der der „schlimmsten Ir-
reführung“ diene, die es gegenwärtig 
gäbe. Erst heute wissen wir mit Ge-
wissheit, dass Röpke mit seinem Buch 
„Die deutsche Frage“ einen chancen-
reichen Vorschlag für eine Lang-
zeitstrategie des Imperialismus in sei-
ner allgemeinen Krise vorgelegt hatte.  
Gut herausgearbeitet hat Heyer die 
bedrückenden Bedingungen, die in 
den 80er Jahren Harich das Leben in 
der DDR schwer machten. Lediglich 
zwei Aufsätze konnte er in der DDR 
veröffentlichen, jedwede andere Pub-
likation wurde von der Partei verhin-
dert. Auch eine Neuauflage seines 
Buchs „Jean Pauls Revolutionsdich-
tung“ wurde nie realisiert. Alle sons-
tigen Manuskripte wurden entweder 
im Westen publiziert oder kamen in 
den Schreibtisch. Sein Wunsch, vor 
Studenten Vorlesungen halten zu dür-
fen, wurde nicht erfüllt. Ebenso konn-
te er kein Mitglied der Akademie der 
Wissenschaften werden. Die 89 abge-
druckten Briefe sind ein Beleg dafür, 
in welcher Hilflosigkeit und Not sich 
Harich in den 80er Jahren befand.  
Heyer gebührt das Verdienst, die Tex-
te vorgelegt zu haben, die es künftig 
Forschern erlauben werden, ein diffe-
renziertes Bild der Rolle Harichs in 
der Nietzsche-Debatte der 80er Jahre 
zu zeichnen. 

Siegfried Prokop 
 
 
 
 

Entgrenzung der Demokratie 
Stephan Lessenich, Grenzen der De-
mokratie. Teilhabe als Verteilungs-
problem. Reclam-Verlag, Stuttgart 
2019, 110 Seiten, 6,- Euro. 
Stephan Lessenich, Münchner Sozio-
logieprofessor, kritisiert den Begriff 
der „Postdemokratie“, da dieser nahe-
lege, es habe ein „goldenes Zeitalter“ 
(S. 12) der Demokratie gegeben. Da-
bei sei die Demokratiegeschichte vom 
alten Athen bis heute eine „Geschich-
te der Sieger“ (13) gewesen. Vielmehr 
gebe es immer die „Hinterbliebenen 
des demokratischen Fortschrittes“ 
(16): Frauen, Migrant*innen, Nicht-
Erwerbstätige etc. Genau diese sollen, 
so Lessenich, in seiner Gegenerzäh-
lung zu den „Helden*innen“ werden. 
Basierend auf der von Max Weber 
entwickelten und von Frank Parkin und 
Raymond Murphy weiterentwickelten 
Theorie der „sozialen Schließung“ ar-
gumentiert er, dass Demokratie immer 
ein „Kampf um die Öffnung und 
Schließung (…) sozialer Berechti-
gungsräume“ (37) sei. Mehr Berechti-
gung gestalte sich als Verteilungsprob-
lem: Mehr Mitbestimmung, auch über 
Ressourcen, gehe auf Kosten oder zu-
mindest mit Ausschluss von anderen 
einher. Diese anderen sind meist dieje-
nigen, die weiter unten in der gesell-
schaftlichen Hierarchie positioniert 
sind. Historisch erlangte das Bürger-
tum zuerst das Wahlrecht, dem Proleta-
riat blieb es verwehrt. Dann erkämpf-
ten Arbeiter das Wahlrecht, Frauen* 
blieben bis 1918 ausgeschlossen. Elf 
Millionen in der BRD lebende Men-
schen dürfen bis heute nicht wählen. 
Der Schließungstheorie zufolge zielt 
jeder Kampf um Gleichberechtigung 
somit auf das Eintreten in den Berech-
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tigungsraum, den andere bereits für 
sich beansprucht haben. Diese sperren 
sich gegen Neuankömmlinge, etwa 
wenn nationale Grenzen für Immigra-
tion geschlossen werden. Oder die 
Etablierten sichern ihren „Berechti-
gungsraum“: Wenn Jugendliche aus al-
len Schichten studieren, dann besuchen 
die Oberklassen-Kinder private Uni-
versitäten. Lessenichs Neuaufarbeitung 
der Schließungstheorie vermittelt eine 
erhellende Perspektive auf die Frage, 
warum sich die Oberklasse neue Privi-
legien nimmt, sich Männer gegen fe-
ministische Bewegungen stellen oder 
sich der deutsche Staat gegen die Er-
weiterung des Wahlrechts stemmt.  
Lessenich thematisiert die Begren-
zung der Berechtigungsräume und 
plädiert dafür, mehr Teilhabe für alle 
zu ermöglichen. Dabei argumentiert 
er nicht moralisch, sondern theore-
tisch. Das Kernstück seines Essays 
beschreibt vier Achsen des Aus-
schlusses durch die herrschende De-
mokratie. Die erste vertikale Achse 
(„Oben gegen Unten“, 39) ist die zwi-
schen Kapital und Arbeit: Die „Besit-
zer*innen von Produktivvermögen“ 
können „die Marktstrategien der 
Nicht-Besitzenden unmittelbar be-
stimmen“ (34) und ausbeuten. Es 
handele sich um einen nicht auflösba-
ren Widerspruch im Kapitalismus. 
Doch nur diese Achse zu betrachten, 
sei eine marxistisch-dualistische Eng-
führung. Lessenich beschreibt daher 
zweitens die horizontale Achse „zwi-
schen Hinz und Kunz“ (49). Men-
schen konkurrieren „um Zugang zu 
den bislang den Herrschenden vorbe-
haltenen Berechtigungsräumen“ 
(ebd.). An dieser Stelle verweist er 
noch einmal explizit auf die „ge-
schlechterpolitisch halbierte“ (53) 

Demokratie; so verschränkten sich ge-
rade im Fordismus Kapitalstrategien 
mit den „Motiven männlicher Herr-
schaft“ (54). Offen bleibt, inwieweit 
Lessenich potentielle Solidarität inner-
halb der Klassen als Strategie gegen 
beide Achsen für möglich hält. Weiter 
analysiert er eine dritte, transversale 
Achse „Innen gegen Außen“ (60). 
Gemeint ist die Spaltungslinie entlang 
des Staatsbürgerstatus. Wer keinen 
bundesdeutschen oder keinen Staats-
bürgerstatus besitzt, erhält auch keine 
Möglichkeit zu konkurrieren, sondern 
wird an der Grenze militärisch abge-
halten. Die europäische Demokratie 
geht auf Kosten derjenigen, die von 
außen kommen. Schließlich führt er die 
vierte Achse – „Alle gegen Eine“ (70) 
– ein und meint die in der Demokratie 
legitimierte und im Kapitalismus ange-
legte „Lizenz“ zur unbegrenzten Aus-
beutung der Natur. Eingeflochten sind 
die klassenpolitische und transversale 
Achse; denn die Ausbeutung der Natur 
und die dazugehörige Externalisierung 
der Folgen sind dem Westen vorbehal-
ten. Zusammenfassend zeigt Lesse-
nich, dass „das Subjektivitäts- und 
Freiheitsverständnis der Demokratie 
(…) zum Problem“ wird (103). 
Abschließend bekräftigt er die klassen-
politische Analyse der vier Achsen. Er 
zeigt, dass demokratische Freiheiten 
und Nutzung von Ressourcen durch die 
einen immer durch Ausbeutung bzw. 
eben durch Schließung der anderen 
möglich sind. Diese Konkurrenz ist im 
System angelegt und fordert die Men-
schen tagtäglich heraus. Als theoreti-
sche Lösung bietet er eine Aktualisie-
rung des Solidaritätsbegriffs an. Dieser 
dürfe heute nicht (mehr) nur darauf zie-
len, dass alle mehr erhalten, sondern, 
dass sich alle begrenzen – von oben 
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nach unten. Solidarität meint demnach 
keine bequeme sozial-moralische Ver-
bundenheit, die „den vorherigen Zu-
stand wiederherzustellen“ (S. 97) ver-
sucht, indem man für die Armen spen-
det. Echte Solidarität überwindet die 
Grenzen der Demokratie, wo Menschen 
sich mit denen solidarisieren, die ihnen 
gerade nicht ähnlich sind. 
Leider führen eine häufig flapsige, me-
taphorische Sprache und wenig ausdif-
ferenzierte Aneinanderreihung der 
„Anti-Held*innen“ (Frauen*, Mig-
rant*innen, Nicht-Erwerbstätige, 
Nicht-Staatsbürger*innen) sowie ver-
einfachende historische Sprünge stel-
lenweise zu einer gewissen Oberfläch-
lichkeit der Darstellung. Man vermisst 
die Perspektive der „Anti-Held*innen“, 
die die Begrenzung der Oberen und 
Teilhabe für alle einfordern, z.B. in 
Frauen*bewegungen und migranti-
schen Kämpfen. Ratlos lässt Lessenich 
das Publikum mit der Frage zurück, 
wie man sich aus der Konkurrenz be-
freien soll, wenn man auf ein kleines 
Nettogehalt am Ende des Monats an-
gewiesen ist. Gelungen ist jedoch sein 
Aufruf, den Solidaritätsbegriff neu und 
radikal zu wenden. 

Hannah Eberle 
 
Kräftige Dosis  
Retraditionalisierung 
Jan Korte, Die Verantwortung der 
Linken, Verbrecher Verlag, Berlin 
2020, S. 136, 16,- Euro. 
„Es gibt in der Welt der Bücher kaum 
etwas Schlimmeres als Werke von Po-
litikern, die ihre eigene Bedeutung und 
ihre tatsächlichen oder vermeintlichen 
Erfolge feiern. Doch dies ist eine Aus-
nahme.“ So beginnt Jan Korte, Erster 

Parlamentarischer Geschäftsführer der 
Bundestagsfraktion DIE LINKE, sein 
schmales Bändchen und lässt einen zu-
nächst ratlos zurück. Was hält man hier 
in der Hand? Analysen und Vorschläge 
zur Situation und Strategie der (par-
tei)politischen Linken im Land? Be-
richte aus dem Maschinenraum des 
Parlamentarismus und der Rolle der 
Linken darin? Einschätzungen und 
Parteinahme in den gegenwärtigen 
Auseinandersetzungen der Linken zwi-
schen Identitäts- und Klassenpolitik? 
Von allem enthält das Buch etwas, 
aber nichts trifft das eigentliche Thema 
dessen, worum es Korte zu gehen 
scheint. Das liegt vielmehr in der Form 
der Schrift, in ihrem Tonfall. Keine po-
litik- oder sozialwissenschaftliche 
Analyse, keine strategische Auseinan-
dersetzung oder Positionsbestimmung 
im linken Duktus, sondern eine oft 
emotionale Rückvergewisserung über 
basale Inhalte linker Politik: All-
tagsverankerung, Augenhöhe, Zuhö-
ren, Gleichheit. Da schreibt jemand, 
den die Frage umtreibt, wie er den 
Kontakt zu den Menschen halten oder 
zurückgewinnen kann, für die er und 
seine Partei Politik machen wollen – 
die viel beschworenen kleinen Leute. 
Diesen Kontakt weitgehend verloren 
zu haben, ist Ausgangspunkt für Korte 
und gleichzeitig Zustandsbeschreibung 
einer gesellschaftlichen Linken, die 
erst durch den Aufstieg der Rechten 
und die Einbrüche dieser Rechten in 
frühere Stammwählergruppen der Lin-
ken aufgeschreckt wurde. Korte weiß 
um die Sprengsätze, die mit den daraus 
resultierenden Fragen nach Klassen- 
und Identitätspolitik verbunden sind 
und versichert immer wieder, dass es 
nicht um ein Ausspielen unterschiedli-
cher Unterdrückungsformen, um 
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Haupt- und Nebenwiderspruch gehen 
dürfe, wenngleich seine Perspektive 
auf die Abgehängten und ihre „kleinen 
Träume“ klar macht, wo er das Haupt-
problem sieht. 
„Rechtsverschiebungen in der etablier-
ten Politik“, „Die kleinen Träume“, 
„Die Verantwortung der Linken“ und 
„Was könnte man denn nun tun?“ hei-
ßen die vier Kapitel des Buches, deren 
Stringenz recht ungleich gewichtet ist. 
So liegt die Funktion des ersten Kapitels 
nicht in einer analytischen Durchdrin-
gung des rechten Aufstiegs aus linker 
Sicht, sondern mehr in der abschließen-
den Frage, was denn der linke Anteil am 
rechten Aufstieg ist und ob sich die ei-
genen moralischen Gewissheiten weiter 
aufrecht erhalten lassen. Die Ver- oder 
Missachtung der „kleinen Träume“ der 
Normalos – hier sieht Korte einen wich-
tigen Teil der Verantwortung der Lin-
ken für den rechten Erfolg. 
Die Frage, ob und vor allem wie man 
um Wählerinnen und Wähler kämpft, 
die von der Linken zur AfD gewech-
selt sind, treibt Korte und auch seine 
Partei um. Als Ausdruck des Desinte-
resses an jeder Form politisch-
ökonomischer Analyse begreift der 
Autor Positionen, die alle ehemaligen 
Linke-Wähler/innen, die zur AfD ge-
wechselt sind, als Rassisten abschrei-
ben will. Moral ersetze hier Analyse, 
vor allem bemerkt Korte aber ein Des-
interesse an den Lebensrealitäten von 
Menschen, die sich weit jenseits linker 
Diskurse und Lebenslagen bewegen. 
„Nach einer Sitzungswoche in Berlin-
Mitte in Bitterfeld-Wolfen oder 
Staßfurt zu stehen und Leute zu tref-
fen, die ganz existenzielle Ängste ha-
ben, die Angst vor der Zukunft haben, 
ist eine ganz entscheidende Erfahrung, 
die einen daran erinnert, wozu Linke 

dringend gebraucht werden. Der Kern, 
der eine Satz, der dieses Buch trägt, ist: 
Niemals herabblicken.“ (54) 
Drei Maßstäbe nennt der Politiker Kor-
te, mit denen er sich vor diesem „Her-
abblicken“ zu schützen versucht. Das 
erwähnte – aber nicht verklärte – Ge-
spräch auf dem Marktplatz im Wahl-
kreis, das Gespräch mit der eigenen 
Mutter und ihrer Erfahrung als Kran-
kenschwester und die Erinnerung an 
den Opa, der Stahlkocher war, verbun-
den mit der Frage: „Spreche ich so, 
dass Opa mich verstehen würde?“ Es 
gibt zweifelsohne schlechtere Maßstä-
be für die Hinterfragung der eigenen 
Rolle als Politiker. 
Die in der neuen Klassendebatte auch 
in der Linkspartei diskutierte Differen-
zierung der „Arbeiterklasse“, der ab-
hängig Beschäftigten, die eine einheit-
liche Politik so schwer macht, wird 
auch von Korte illustriert. Die von sei-
nem Kollegen Stefan Liebich erfolgrei-
che Ansprache im u.a. linken Szene-
stadtteil Prenzlauer Berg in Berlin, mit 
der dieser schon mehrfach das Direkt-
mandat gewann, würde laut Korte in 
Wolfen-Bitterfeld dazu führen, dass 
man ihn „aus der Stadt werfe“, es jeden-
falls keinerlei Anknüpfungspunkte zu 
den Menschen dort gäbe. Was hier deut-
lich wird, ist das für die Linke immer 
drängendere Stadt-Land-Problem und 
die Schwäche jenseits der Metropolen. 
Bei der Frage, was man denn nun tun 
könne, beschränkt sich Korte auf die 
kleinen und aus seiner Sicht realitäts-
tauglichen Möglichkeiten: Die Verge-
wisserung linker Traditionen und Er-
folge, von der Etablierung einer Partei 
links der Sozialdemokratie über den 
täglichen Antifaschismus bis zur Infra-
gestellung der Verächtlichmachung des 
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Sozialstaates durch den Neoliberalis-
mus. Vergewisserung eigener Vergan-
genheit und Tradition ist dem Histori-
ker Korte wichtig, dazu ein „aufgeklär-
ter Populismus in der Sprache.“ (114) 
An vielen Stellen des Buches lassen 
sich die inhaltlichen Vorschläge leicht 
hinterfragen oder als unterkomplex ab-
tun und das weiß der Autor auch, wenn 
er vom „Augenrollen“ der Leser/innen 
schreibt. So sind der Sozialstaat des 
Rheinischen Kapitalismus, Gemeinei-
gentum und radikale Umverteilung von 
oben nach unten Fixpunkte, ohne z.B. 
der Frage nach den veränderten Vor- 
aussetzungen sozialstaatlicher Bindung 
im modernen globalen Kapitalismus  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nachzugehen. Die geforderte „kräftige 
Dosis Retraditionalisierung“ (48) trifft 
eben auf einen modernisierten Kapita-
lismus und die Linke tut sich schwer, 
darauf eigene zeitgemäße Antworten 
zu entwickeln. Korte kennt diese De-
batten – wie der Blick ins Literaturver-
zeichnis zeigt –, aber sie sind nicht das 
eigentliche Thema des Buches. Dessen 
Maßstab wäre dann erfüllt, wenn es 
Korte gelingt, seinen Gästen beim Kaf-
fee am Infotisch samstags in Bitterfeld 
nicht nur das Buch zu präsentieren, 
sondern sie es auch noch lesen würden 
und etwas für sich darin finden könn-
ten. 

Gerd Wiegel 

 
 


